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1 Ausgangslage

Nachdem 1997 mit Rudolf Bahro und 1998 mit Gerulf Pannach zwei prominente 
Oppositionelle der DDR an einem Krebsleiden starben und 1999 Jürgen Fuchs folg­
te, wurden mehr und mehr Stimmen laut, die meinten, daß »menschliche Hände« im 
Spiel gewesen sein müssen. Es verstärkte sich der Verdacht, daß das MfS durch 
Röntgenstrahlen eine zielgerichtete gesundheitliche Schädigung inhaftierter DDR- 
Oppositioneller betrieben habe. Erinnert wurde in diesem Zusammenhang an das 
Ende 1989 vom Geraer Bürgerkomitee in der MfS-Untersuchungshaftanstalt der Be­
zirksverwaltung Gera aufgefundene Röntgengerät. Ort (Fotoraum) und Zustand des 
Gerätes (Hinweis auf Veränderungen) ließen den Verdacht aufkommen, daß das MfS 
im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung von politischen Häftlingen in 
den Fotoräumen ihrer Untersuchungshaftanstalten Strahlengeräte mißbräuchlich ge­
gen politische Häftlinge eingesetzt habe. Hinweise, die auf den Einsatz von Rönt­
gengeräten in den MfS-Untersuchungshaftanstalten Berlin-Hohenschönhausen, 
Schwerin und Magdeburg hindeuteten, schienen diesen Verdacht zu untermauern.

Infolge der öffentlichen Diskussion meldeten sich auch Angehörige von ehe­
maligen Häftlingen, die an Krebs verstorben waren. Darunter befinden sich Fälle aus 
den fünfziger und sechziger Jahren. So stellte man bei einem Häftling nach vierjähri­
ger Haftzeit im Jahre 1955 Blutarmut fest, die zu einer unheilbaren Leukämie und 
1963 schließlich zum Tod führte. Im anderen Fall brach die Krankheit (Plasmozy­
tom) erst acht Jahre nach einer über siebenjährigen Haftzeit (Dezember 1957 bis Au­
gust 1964) im Jahre 1972 aus. Sie führte 1987 zum Tod.

Die bekanntgewordenen persönlichen Schicksale wurden mit einer Reihe wei­
terer Erkenntnisse in einen Zusammenhang gestellt: Eine vom Bundesbeauftragten 
1999 vorgelegte Studie brachte den Nachweis, daß sich Mitarbeiter der Arbeitsgrup­
pe des Ministers/Sonderaufgaben (AGM/S) des MfS mit Terroranschlägen in der 
Bundesrepublik und Westberlin befaßten, die eine physische Vernichtung von Men­
schen mittels verschiedenster Methoden einschloß.1 Zudem war schon seit längerer 
Zeit die sogenannte TOXDAT-Studie bekanntgeworden, die im Auftrag des MfS 
vom Offizier im besonderen Einsatz (OibE), Dr. Walter Katzung, im Bereich Foren­
sische Chemie der Sektion Kriminalistik an der Humboldt-Universität zu Berlin zu- 
sammengestellt worden war.2 Diese Studie befaßt sich unter anderem mit der »Schä-

1 Vgl. Auerbach, Thomas: Einsatzkommando an der unsichtbaren Front. Berlin 1999.

2 Vgl. Katzung, Walter: Abschlußbericht zum Forschungsthema: Untersuchungen zu chemischen 
Substanzen mit besonderer kriminalistischer Relevanz; BStU, ZA, Arbeitsbereich Neiber 250, 
Bd. 1, Bl. 1 f.
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digung durch Beibringung radioaktiver Stoffe«.3 Sie liefert Hinweise zur kriminali­
stischen Problematik von Radionukliden, die sich dadurch auszeichnen, daß sie nicht 
durch Sinnesorgane wahrgenommen werden können. Ihr Einsatz löst irreversible 
Schäden aus, noch bevor eine Erkrankung feststellbar ist. Zudem besitzen sie ein 
hohes Verschleierungspotential, weil die ersten Erkrankungssymptome sehr unspezi­
fisch sind und erst lange nach der Strahlenbelastung auftreten. Wenn kein substan­
tieller Verdacht auf Strahlenschädigung vorliege -  so die TOXDAT-Studie -  habe 
man kaum eine Chance, die Ursache zu ermitteln. Insofern seien die Radionuklide 
als Terrorgifte besonders geeignet. Mehrere der von Katzung genannten Radionukli­
de befanden sich nachweislich in den Händen des MfS.

Alle diese Nachrichten und Informationen nährten die Vermutung, daß das 
MfS der Versuchung erlegen gewesen sein könnte, mit derartigen Mitteln Oppositio­
nelle kaltzustellen. Dieser Verdacht wurde durch Überläufer östlicher Geheimdienste 
gestützt, die entweder von solchen Angriffen selbst betroffen gewesen waren oder 
über den Einsatz radioaktiver Substanzen zur physischen Vernichtung politischer 
Gegner berichtet hatten. 1957 stellten Ärzte eines US-Militärhospitals fest, daß der 
1954 aus der Sowjetunion in die USA übergelaufene Geheimagent Nikolai Khokhlov 
mit radioaktiven Thallium vergiftet worden war.4 Der .1978. übergelaufene rumäni­
sche General Pacepa berichtet in seinen Memoiren,5 daß Radioaktivität zum todbrin­
genden Arsenal der Securitate gehörte. Im Frühjahr 1970 nahm die Abteilung K, eine 
kleine Abteilung der Spionageabwehr innerhalb der Securitate, vom KGB beschaffte 
radioaktive Substanzen in  ihr Arsenal zur Feindbekämpfung auf. In einer Aktion 
»Radu« schaltete Staatschef Ceauşescu (mit derartigen Mitteln) den inhaftierten Au- 
ßenminister Kiraly aus. Der Vorgänger Ceauşescus, Gheorghe Gheorghiu-Dej, starb 
1965 kurz nach einem Besuch in Moskau an einer schnell voranschreitenden Krebs­
erkrankung. So erging es auch drei Direktoren der Rumänienabteilung des Senders 
Radio Free Europe, die 1983, 1984 und 1988 starben. Pacepa verwies auf ein per­
sönliches Gespräch mit Ceauşescu, in dessen Verlauf ihn der Diktator aufforderte, 
»Radu« im Büro eines Direktors der Rumänienabteilung einzusetzen. In Rumänien 
kamen darüber hinaus Gerüchte auf, daß eine Reihe von Häftlingen kurze Zeit nach 
ihrer vorzeitigen Entlassung aus der Haft schwer erkrankten und schließlich verstar- 
ben.

Auch um den Tod von Alexander Dubcek rankten sich eine Reihe derartiger 
Verdachtsmomente. Bereits 1969 kamen Vermutungen auf, daß der Zwangsaufent-

3 Ebenda, Bl. 44 f.

4 Khokhlov, N.: In the Name o f  Conscience. Frederick Muller, London 1959.

5 Pacepa, Jon Mihai: Red Horizons, Chronicles of a Communist Spy Chiech, Regenery Gateway, 
Washington DC., 1987; Niedersächsische Staats- und Universitäts-Bibliothek 90A17387.
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halt Dubčeks im August 1968 in Moskau vom KGB genutzt worden sein könnte, um 
den hartnäckigen Kontrahenten auf solche Weise auszuschalten.6 Um einen vorüber­
gehenden Krankenhausaufenthalt Dubčeks rankten sich ebenfalls Gerüchte, die auf 
eine Krebserkrankung hindeuteten. Vor diesem Hintergrund verwies eine 1969 in 
den USA veröffentlichte Studie,7 in der es um Strahlenerkrankungen oder Strahlen­
tod durch zerstörerischen Einsatz von ionisierender Strahlung gegen einzelne Bürger 
geht, auf zwei nur schwer nachweisbare Grenzfälle. Der eine betrifft extrem hohe 
Dosen, die zu einem schnellen Tod durch Schädigung des Zentralen Nervensystems 
führen. Der andere bezieht sich auf niedrige Dosen, die irgendwann zu einer Krebs- 
erkrankung führen können, ohne daß Gewißheit über eine ganz bestimmte Ursache 
zu erlangen ist.

Der Verdacht eines Mißbrauchs oder zumindest einer sorglosen Anwendung 
von Strahlern durch das MfS fand zusätzlich Nahrung in bekanntgewordenen Be­
richten über das Grenzüberwachungssystem, wonach das MfS in und um Berlin so­
wie an den Autobahnkontrollpu nkten zur Bundesrepublik sogenannte Cäsium-137- 
Strahler einsetzte, mit denen auf der Suche nach Flüchtlingen, Pkw und Lkw durch­
leuchtet. wurden.8

Das alles paßte zudem in eine Zeitphase, als das MfS dazu überging, seine po­
litischen Gegner weniger durch offene und Aufmerksamkeit erregende, als vielmehr 
durch versteckte und lautlose Repressionen zu bekämpfen. Gemeint ist die Methode 
der Zersetzung,9 die gemäß Vorgabe der SED-Machthaber der internationalen Re­
putationspflege der DDR durch die Verschleierung von Menschenrechtsverletzungen 
Rechnung trug.

Aus alledem ergab sich für den Bundesbeauftragten ein akuter Handlungsbe­
darf, zur schnellen Aufklärung der Sachlage beizutragen. In diesem Sinne wurde im 
Juni 1999 in der Abteilung Bildung und Forschung eine Projektgruppe gebildet, die 
auf der Basis von Recherchen in den erhaltenen Archivbeständen des ehemaligen 
MfS eine Erkenntnisgrundlage zur Beantwortung folgender Fragen schaffen sollte: 
a) Welche Untersuchungshaftanstalten des MfS wurden bzw. waren mit welchen 

Röntgen- bzw. anderen Strahlengeräten ausgestattet?

6 Radiation Sickness or Death Caused by Surreptitious Administration of Ionizing Radiation to an 
Individual. Report Nr. 4 o f  The Molecular Biology Working Group to The Biomedical Intelligen­
ce Subcommittee of The Scientific Intelligence Committee of USIB, 27. August 1969; 
www.radsick.

7 Ebenda.

8 Halter, Hans: Es gibt kein Entrinnen -  über die radioaktiven Grenzkontrollen der DDR. In: DER 
SPIEGEL vom 19.12.1994, S. 176 ff.

9 Vgl. Fuchs, Jürgen: Unter Nutzung der Angst. Die »leise« Form des Terrors. Zersetzungsmaß­
nahmen des MfS. BStU, Berlin 1997.
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b) Lassen Standort und/oder Funktionen dieser Geräte auf einen Mißbrauch im Sin­
ne eines zielgerichteten bzw. vorsätzlichen Angriffs auf die Gesundheit politi­
scher Häftlinge schließen?

c) Gibt es Hinweise, die über den Rahmen von Untersuchungshaftanstalten des 
MfS hinaus den Einsatz von Strahlern oder radioaktiven Substanzen zur zielge­
richteten Ausschaltung von Systemgegnern durch das MfS belegen?

2 Methodisches Vorgehen und Quellenlage

Bis zum Zeitpunkt der Bildung der Projektgruppe im Juni 1999 gab es -  abgesehen 
von der Außenstelle Gera des BStU -  in der Behörde keine systematischen Recher­
chen zur Thematik in den Archivbeständen des ehemaligen MfS. Es war demzufolge 
vordringlichste Aufgabe der Projektgruppe, zunächst die Findhilfsmittel all jener 
Diensteinheiten des MfS zu sichten, bei denen ein unmittelbarer Bezug zur Strahlen­
problematik erkennbar war. Das Augenmerk richtete sich demzufolge auf die Be­
stände der Abteilungen XIV (Untersuchungshaftanstalten) und Finanzen (Beschaf­
fung von Röntgengeräten), der Hauptabteilungen IX (Untersuchungsorgan), XX/1 
(unter anderem Sicherung des Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz der 
DDR), XXII (Terrorabwehr) und Kader und Schulung (verantwortliche Mitarbeiter) 
sowie der Arbeitsgruppe des Ministers (AGM), des Operativ-Technischen Sektors 
(OTS), der Verwaltung Rückwärtige Dienste, des Zentralen Medizinischen Dienstes 
(ZMD) und der Diensteinheit Bewaffnung und Chemischer Dienst (BCD).

Gleichzeitig wurden die Akten der Betroffenen Rudolf Bahro, Gerulf Pannach 
und Jürgen Fuchs sowie weiterer politischer Häftlinge, die unter Verweis auf per­
sönliche Erfahrungen Befürchtungen über einen derartigen Eingriff durch das MfS 
äußerten, unter dem speziellen thematischen Blickwinkel durchgearbeitet.

Schon im Verlauf der ersten Recherchen stellte sich heraus, daß sich dem MfS 
weit vielfältigere und einfachere Möglichkeiten boten, Menschen durch radioaktive 
Strahlen gesundheitlichen Schaden zuzufügen als durch den Einsatz von Röntgen­
strahlern. Das MfS verfügte nicht nur über mobile Strahlengeräte, sondern auch über 
Gifte aller Kategorien und über radioaktive Substanzen. In der operativen Arbeit 
kamen die radioaktiven Substanzen vor allem bei sogenannten Markierungen zum 
Einsatz, eine Methode, die auch der KGB nutzte. So berichtete ein KGB-Überläufer 
der CIA im Jahre 1998, daß der KGB die Schuhe amerikanischer Diplomaten mit 
hochtoxischen radioaktiven Puder markiert hat, um die Bewegungen der Diplomaten 
leichter überwachen zu können.

Da sich herausstellte, daß die Schlüsselfunktion für den Einsatz von Markie- 
rungsmitteln »zur Lösung operativer Aufgaben« den Diensteinheiten der Linie 26
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(»Einsatz operativ-technischer Mittel und Methoden«) zufiel,10 wurden die Recher­
chen auch auf diese Diensteinheit ausgedehnt. Das traf auch auf die Abteilung VIII 
(Observationen/Ermittlungen) des MfS zu, als die spezifischen Recherchen zu Jürgen 
Fuchs die Erkenntnis brachten, daß diese Diensteinheit unter Einschaltung eines ihrer 
IM (»Genua«) in Westberlin einen Markierungsauftrag zum »Zielobjekt Opponent« 
(Jürgen Fuchs) geplant hatte.11

So wurde im Laufe der Zeit die Fragestellung der Projektgruppe mehr und 
mehr auf den generellen Umgang und Einsatz des MfS mit radioaktiven Mitteln bzw. 
Strahlern gelenkt. Die sich daraus ergebenden Fragen nach den Einsatzmöglichkeiten 
und Wirkungen radioaktiver Strahlen und Stoffe erforderte die Einbeziehung eines 
Fachspezialisten. Dazu konnte als Gutachter der Physiker und Bürgerrechtler Dr. 
Sebastian Pflugbeil gewonnen werden, der seit Oktober 1999 auf der Basis eines 
Honorarvertrages in die Arbeit der Projektgruppe eingebunden wurde.

Neben aufwendigen Recherchen, vor allem in noch unerschlossenen Bestän­
den, in die auch die Außenstellen der Behörde einbezogen wurden, erfolgte behör­
denintern eine Zusammenarbeit mit dem Referat AU II.2 (Auskunftsbereich), das für 
die Verwendung von Unterlagen zur Strafverfolgung, Gefahrenabwehr und ähnli­
chem zuständig ist und in diesem Zusammenhang der Zentralen Ermittlungsstelle 
Regierungs- und Vereinigungskriminalität (ZERV) in den Fällen Bahro, Pannach 
und Fuchs zuarbeitet. Sinn dieser Zusammenarbeit war der möglichst schnelle Zu­
gang der ZERV zu neu recherchierten und in der Sache relevanten Dokumenten. 
Darüber hinaus fand zwischen Vertretern der ZERV und Mitarbeitern der Arbeits- 
gruppe des BStU ein regelmäßiges Konsultativtreffen statt. Es entsprach überhaupt 
dem Arbeitskonzept der Projektgruppe, über den behördeninternen Kreis hinaus Per­
sonen zu konsultieren, die sich mit der Röntgenproblematik befaßten. In diesem Sin­
ne waren die Mitarbeiter der Projektgruppe in einen Kreis eingebunden, der sich mo­
natlich zu einem Gedankenaustausch unter dem Dach der Heinrich-Böll-Stiftung 
zusammenfand. Hierzu gehörten unter anderem der Landesbeauftragte für die Un­
terlagen des Staatssicherheitsdienstes von Mecklenburg-Vorpommern, Jörn Mothes, 
die Leiterin der Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen, Mechthild Günther, Lise­
lotte Fuchs sowie Michael Beleites. Letzterer wurde auf Vorschlag dieses Kreises 
von den Landesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik beauftragt, zur Röntgenpro-

10 Vgl. OSL Dieter Ganschow: Studienmaterial der JHS: Die Anwendung von Markierungsmitteln 
zur Lösung spezifischer Aufgaben in der politisch-operativen Praxis des MfS vom Oktober 1984; 
BStU, ZA, JHS St 704, Bl. 5 f.

11 Vgl. Treffbericht der HA VIII über ein Treffen mit »Genua« vom 3.2.1988; BStU, ZA, 
A 377/81, Bd. 4, Bl. 149.
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blematik in der MfS-Untersuchungshaftanstalt Gera eine abschließende Studie zu 
erstellen.

Unter Berücksichtigung der im Laufe der Recherchen notwendig gewordenen  
Neugewichtung einzelner Aspekte der Fragestellung konzentrierte sich die Arbeit der 
Projektgruppe im wesentlichen auf drei Möglichkeiten des MfS, politische Gegner 
unter Einsatz von Strahlen zu bekämpfen: Auf den Einsatz von Röntgengeräten im 
Rahmen der Untersuchungshaft, auf den Einsatz darüber hinausgehender Strahlenge­
räte sowie auf den Einsatz radioaktiver Substanzen, insbesondere im Zusammenhang 
mit Markierungen.

3 U ntersuchungsergebnisse

3.1 Zu einigen rechtlichen Fragen des Umgangs des MfS mit Röntgengerä­
ten und radioaktiven Substanzen

Der Einsatz von und der Umgang mit Röntgengeräten sowie radioaktiven Substanzen 
gehörte selbstverständlich zu einem Apparat, der einerseits über einen eigenen Medi­
zinischen Dienst einschließlich Apotheke, Krankenhäuser sowie Kur- und Rehabili­
tierungszentren verfügte, andererseits Teil der bewaffneten Organe der DDR war und 
demzufolge auch mit militärischen Aufgaben -  darunter mit Übungseinsätzen für den 
Fall eines Krieges mit ABC-Waffen -  befaßt war.

Die eigentliche brisante Frage ist jedoch hierbei, ob und inwieweit das MfS 
 solche Mittel in seiner konspirativen operativen Arbeit gegen Personen einsetzte, 
welche Grenzwerte dabei zugrunde gelegt wurden und welchen Kontrollen dabei 
letztlich das MfS unterlag.

Der Umgang mit Röntgengeräten und radioaktiven Stoffen wurde in der DDR 
durch die Strahlenschutzgesetzgebung geregelt. Dabei erstreckte sich der Geltungs­
bereich der diesbezüglichen Gesetze ausdrücklich auch auf die Staatsorgane;12 somit 
also auch auf das MfS. Voraussetzung für die Handhabung von Strahlungsquellen 
war eine Erlaubnis des Staatlichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz 
(SAAS).13 So bedurfte es für den Betrieb von Strahleneinrichtungen und den Verkehr 
mit radioaktiven Stoffen sowie umschlossenen Strahlenquellen einer Bauartzulas­
sung mit entsprechenden Genehmigungen oder Registrierungen.14 Das SAAS gab

12 Vgl. Verordnung über die Gewährleistung von Atomsicherheit und Strahlenschutz vom 
11. Oktober 1984. In: GBL I der DDR 1984, Nr. 30, S. 341.

13 Ebenda, § 4, Abs. 1, S. 342.

14 Ebenda, Abs. 3.
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Richtlinien und Anordnungen heraus (z. B. Arbeitsschutzanordnungen im Umgang 
mit umschlossenen Strahlenquellen oder offenen radioaktiven Stoffen) und führte 
Fachschulungen und Kontrollen durch.

Verschiedene Dokumente weisen aus, daß das SAAS seine Aufsichtspflicht 
anderen staatlichen Organen übertragen hat. Es gibt Bezüge, die auf zwei- und mehr­
seitige Vereinbarungen zwischen dem SAAS auf der einen und dem Ministerium für 
Nationale Verteidigung, dem Ministerium des Innern, der Zollverwaltung und 
schließlich dem MfS auf der anderen Seite hinweisen. Mit dem MfS wurden nach­
weislich bereits seit 1971 solche Vereinbarungen geschlossen,15 so etwa über die 
Gewährleistung von Atomsicherheit und Strahlenschutz im Verantwortungsbereich 
des Ministers für Staatssicherheit und über spezielle Maßnahmen der Zusammenar­
beit. Auf diesen Vereinbarungen zwischen dem SAAS und dem MfS basierten wie­
derum interne MfS-Regelungen wie die Strahlenschutzordnung des MfS (SSO) und 
deren Durchführungsbestimmungen.16 Rechte und Pflichten zur Gewährleistung des 
Strahlenschutzes innerhalb des MfS oblagen dem Leiter des Zentralen Medizinischen 
Dienstes (ZMD), der unter anderem für die Einsetzung des hauptverantwortlichen 
Arztes für Strahlenschutz verantwortlich war. Dieser Arzt hatte alle medizinischen 
Strahlenschutzaufgaben innerhalb des MfS wahrzunehmen. Dazu gehörten unter an­
derem die Kontrolle und Beratung der Strahlenschutzärzte der Medizinischen Dien­
ste in den Bezirksverwaltungen sowie aller Diensteinheiten, »die mit ionisierender 
Strahlung arbeiten17«, die »sofortige Information« des Leiters des ZMD bei »außer- 
gewöhn l ichen Ereignissen« und die »Kontrolle des Verkehrs mit radioaktiven Stof­
fen und des Einsatzes von Strahleneinrichtungen aus medizinischer Sicht«.18 Für 
Kontrolle und Transport von radioaktiven Stoffen sowie für die Strahlenschutzmes­
sungen sorgte der Leiter der Abteilung Bewaffnung Chemischer Dienst (BCD) des 
MfS,19 der unter anderem auch einen Hauptstrahlenschutzbeauftragten des MfS ein­
setzte20 Dieser wiederum hatte die Strahlenschutzbeauftragten der anderen Dienst­
einheiten anzuleiten und zu kontrollieren. Beide, der Hauptstrahlenschutzarzt und der 
Hauptstrahlenschutzbeauftragte waren verpflichtet, eng zusammenzuarbeiten.

15 Vgl. diesbezügliche Dokumente der Arbeitsgruppe des Ministers (AGM) vom 11.5.1981 und vom
Januar 1985; BStU, ZA, AGM 1895, Bl. 14 ff.

16 Vgl. Ordnung Nr. 11/1983 über die Organisation und Durchführung des Schutzes vor den schädi­
genden Einwirkungen ionisierender Strahlung im MfS -  Strahlenschutzordnung des MfS, VVS- 
MfS 0008 Nr. 64/83 vom 22.8.1983; BStU, ZA, BdL, Dok. Nr. 007749, BL 2-56.

17 Kurze Aufgabenbeschreibung durch OSL Horst Driese (zeitlicher Kontext 1978); BStU, ZA, 
ZMD 823, Bl. 17.

18 Vgl. Funktionsplan aus dem Jahre 1989; BStU, ZA, ZMD 734, Bl. 10.

19 Vgl. Strahlenschutzordnung des MfS vom 22.8.1983, Bl. 6.

20 Ebenda.
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Die technische Umsetzung von Einsatzverfahren für die operativen Aufgaben 
des MfS lag -  von der Entwicklung bis zur praktischen Handlungsfähigkeit -  in den 
Händen des Operativ-Technischen Sektors (OTS). Als Kooperationspartner stand das 
MfS-eigene Institut für technische Untersuchungen in Berlin (ITU) zur Verfügung.21 
Als weisungsbefugte Instanz in Sachen Strahlenschutz wurde beim MfS eine Strah­
lenschutzkommission ins Leben gerufen. Jeglicher Verkehr mit radioaktiven Stoffen 
sowie der Betrieb von Einrichtungen, die ionisierende Strahlung abgeben, bedurfte 
der Genehmigung durch diese Kommission.22 Alle Strahlenschutzbeauftragten im 
MfS waren verpflichtet, jährlich einmal an die Strahlenschutzkommission über 
durchgeführte Kontrollen und deren Ergebnisse, Belehrungen der strahlenexponier­
ten Personen, die medizinische und filmdosimetrische Überwachung, die Weiterbil- 
dung beim SAAS und Grundsatzprobleme (unter anderem »Schwierigkeiten und 
ungeklärte Probleme in Durchsetzung der Strahlenschutzordnung des MfS«) zu be­
richten.23 Langjähriger Leiter dieser Kommission war der Chef der Röntgenabteilung 
im ZMD des MfS, MR Dr. Horst Driese.

Außerdem wurden in allen Diensteinheiten, die ab einer bestimmten Aktivi­
tätsgröße mit radioaktiven Stoffen und/oder mit umschlossenen Strahlenquellen um- 
gingen, Strahlenschutzbeauftragte festgelegt.24 Auf der Ebene der Bezirksverwaltun­
gen (BV) des MfS hatte der Leiter der BV einen Strahlenschutzbeauftragten einzu­
setzen. Dafür vorgesehen waren entsprechend ausgebildete Mitarbeiter des Sonderre­
ferates Bewaffnung Chemischer Dienst (BCD) der BV.25 Die Strahlenschutzbeauf­
tragten hatten neben der Berichterstattung an die Strahlenschutzkommission insbe­
sondere Kontrollen in ihrem Dienstbereich durchzuführen und auszuwerten.26

21 Vgl. Wiedmann, Roland (Bearb.): Die Organisationsstruktur des M fS 1989 (MfS-Handbuch, 
Teil V/1). BStU, Berlin 1995, S. 329 ff.

22 Vgl. Strahlenschutzordnung des MfS vom 22.8.1983, Bl. 6 f. (Anm. 16).

23 Schreiben Strahlenschutzkommission/Hauptstrahlenschutzbeauftragter des MfS, Hptm. Schädlich, 
über die jährliche Berichterstattung der Strahlenschutzbeauftragten an die Strahlenschutzkommis­
sion des MfS vom 4.4.1984; BStU, ZA, BCD 2944, Bl. 5 f.

24 Ebenda.

25 Ausführungen zur Verantwortlichkeit des Leiters SR BCD als Anhang Schreiben der Abtei­
lung BCD Berlin vom 8.12.1983; BStU, ZA, BCD 2617, Bl. 11 ff. sowie Schreiben der Strahlen­
schutzkommission an die Leiter vom 26.6.1985; BStU, ZA, OTS 2325, Bl. 1 f.

26 Vgl. Anlage zum Schreiben des Leiters der Abteilung BCD Berlin an die Leiter der Dienstein­
heiten in Verbindung mit der Strahlenschutzordnung des MfS 2/1989 (o. D.); BStU, ZA, BCD 
2622, Bl. 21 ff.
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3.2 Der Einsatz von Röntgengeräten im Rahmen der Untersuchungshaft

Die Befürchtungen und Gerüchte über den Einsatz von Röntgengeräten zur gesund­
heitlichen Schädigung von Häftlingen in den Untersuchungshaftanstalten (UHA) des 
MfS hatten ihren Ausgangspunkt in Gera. Dort wurde im Rahmen der Besetzung 
durch Bürgerrechtler im Dezember 1989 in der UHA des MfS, genauer im Fotoraum, 
wo die Häftlinge erkennungsdienstlich behandelt wurden, ein Röntgengerät mit un­
klarer Herkunft und Funktion gefunden. Begünstigt durch den Umstand, daß in der 
Folge keine zielgerichteten Untersuchungen über die Beschaffenheit und die Wir­
kungsmöglichkeiten dieses und möglicherweise weiterer Röntgengeräte in den UHA 
des MfS erfolgte, wurden Befürchtungen genährt, die durch den Tod von Jürgen 
Fuchs weiteren Auftrieb erhielten. Dies führte zu einer gründlicheren Untersuchung 
der Angelegenheit als bis dahin geschehen. Dazu gehörten staatsanwaltschaftliche 
Ermittlungen, die eine strahlentechnische Begutachtung des Fotoraumes einschlossen 
sowie die bereits beschriebene Bildung der Projektgruppe beim Bundesbeauftragten. 
Die Ergebnisse der staatsanwaltschaftlichen Untersuchungen liegen inzwischen vor. 
Sie brachten zumindest insofern Entwarnung, als eine radioaktive Verstrahlung des 
Fotoraumes nicht festgestellt werden konnte. Michael Beleites, kommt in seiner von 
den Landesbeauftragten geforderten Studie zur Röntgenproblematik in der UHA Ge­
ra zu folgendem Ergebnis:27

»- Die Anlage hat im Sinne einer Durchleuchtung von Gegenständen funktioniert.
-  Die räumliche Beziehung zwischen der Öffnung des Durchleuchtungskastens und

der Kopfhöhe des Fotostuhls läßt sich aus den Gegebenheiten des Raumes und 
den Abmessungen des Gerätes logisch erklären: Der Fotostuhl befand sich bereits 
in der Mitte des nur 2,50 Meter breiten Raumes. Damit an der Seite des Gerätes, 
wo sich der Lichtschirm befand, noch genügend Platz für Schaltgenerator und 
Betrachter blieb, mußte das Gerät mit der gegenüberliegenden Seite direkt an die 
Wand gestellt werden. Aufgrund der vorgegebenen Abmessungen des Gerätes 
kam damit seine Öffnung (Schiebetür) in die Mitte des Raumes, also hinter den 
Fotostuhl. Die Position der Röntgenanlage in Kopfhöhe einer auf dem Fotostuhl 
sitzenden Person resultiert daraus, daß das Gerät mit seinem Leuchtschirm in Au­
genhöhe eines auf einem Stuhl sitzenden Betrachters aufgebaut wurde.
Der in der Durchleuchtungsanlage befindliche Röntgenstrahler DE 36 war bei
gleichzeitiger Berücksichtigung seiner Strahlungsintensität (maximal mögliche 
Strahlendosis), seiner Strahlenqualität (»weiche« Strahlung) und seiner relativ ge-

27 Beleites, Michael: Recherchebericht und Gutachten zur Aufklärung der vermuteten vorsätzlichen 
Strahlenschädigung von politisch Verfolgten durch den Staatssicherheitsdienst der DDR (im Auf­
trag des Thüringer Landesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehe­
maligen Deutschen Demokratischen Republik); LStU, Erfurt 2000.
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ringen thermischen Belastbarkeit (mögliche Bestrahlungsdauer) für eine unauffäl­

lige Auslösung von mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden Spätschäden unge­

eignet.

-  Auch unter Verwendung einer anderen Strahlenquelle wäre in dieser Konstellation 

(zeitlich begrenzte äußere Bestrahlung) bei einer Unterschreitung der Dosis für 

akute, sofort sichtbare Strahlenschäden, die Induktionswahrscheinlichkeit für  

Spätschäden sehr gering gewesen -  oder man hätte eine - kurzzeitige Bestrahlung 

sehr oft wiederholen müssen, wofür es keine Anhaltspunkte gibt. Das gilt für den 

Verdacht mißbräuchlicher Strahlenanwendungen im Fotoraum anderer MfS- 

Untersuchungshaftanstalten ebenso -  jedenfalls solange nicht Berich­

te über Symptome akuter Strahlenschäden auf höhere Strahlendosen hindeuten.

Das von der Erfurter Staatsanwaltschaft in Auftrag gegebene ortsdosimetrische 

Gutachten für den Fotoraum der Geraer MfS-Untersuchungshaftanstalt kommt zu 

einem eindeutig negativen Befund: Es konnten keine Spuren einer erhöhten 

Strahlenbelastung in den genannten Räumen nachgewiesen werden.

Damit kann der Verdacht einer mißbräuchlichen Strahlenanwendung im Sinne 

einer vorsätzlichen Strahlenschädigung von Häftlingen für die nichtmedizinische 

Röntgenanlage im Fotoraum der Geraer Untersuchungshaftanstalt mit großer Si­

cherheit ausgeschlossen werden. D ie  Tatsache, daß die Anlage gegen Strahlen- 

schutzvorschriften der DDR verstoßen hat (Kennzeichnungspflicht des Raumes 

als Strahlungsbereich bei gleichzeitiger Ausschließung anderer Nutzungsformen) 

ändert nichts an diesem Befund.«28

Die Recherchen der Projektgruppe beim BStU in den zentralen und örtlichen Ar­
chivbeständen des MfS ergaben ein unklares Bild davon, wie die Geraer MfS- 
Untersuchungshaftanstalt mit Röntgengeräten ausgestattet war und welchem Zweck 
sie zu dienen hatten. Seit 1978 stand die gängige humanmedizinische Röntgenanlage 
TuR D 36 mit Lagerungstisch und Lungenstativ zur Verfügung. Der Einbau erfolgte, 
nachdem die Bezirksverwaltung der Lieferfirma bescheinigte, daß die vorgesehenen 
Räume der »Eigenkontrolle« des MfS unterliegen und keine Bedenken hinsichtlich 
des Strahlenschutzes vorlägen. Ausgestellt wurde diese Bescheinigung im Mai 1978 
durch den Leiter der Strahlenschutzkommission des MfS, Dr. Driese.29 Andere Un­
terlagen belegen, daß die Untersuchungshaftanstalt Gera mindestens seit 1980 auch 
über ein nichtmedizinisches Röntgengerät verfügte, das für Durchleuchtungen von 
Kleidungsstücken, Gegenständen und ähnlichem genutzt werden konnte. So liegen

28 Ebenda, S. 44.

29 Vgl. Schreiben der Strahlenschutzkommission des MfS, Horst Driese: Zustimmung zum Projekt 
vom 30.5.1978; BStU, ZA, BCD 2952, Bl. 97.
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Meßprotokolle über eine »Nichtmedizinische Röntgenanlage vom Typ DE 36« vom 
April 1980 und März 1981 vor. Diese Protokolle decken sich mit einem Bericht der 
Abteilung XIV des MfS aus dem Jahre 1981 über einen Kontrolleinsatz in der Ab­
teilung XIV der BV Gera,30 wonach von einem Röntgengerät die Rede ist, mit dem 
»künftig die Durchsuchung der Bekleidung, Gegenstände und Gepäckstücke inhaf­
tierter Personen noch tiefgründiger erfolgen« kann.31 Für das Jahr 1984 existiert ein 
Übergabeprotokoll, wonach die Abteilung XIV der BV Gera an die Abteilung M 
»eine Röntgendurchleuchtungseinrichtung -  Typ DX-150-1 mit allen Zusatzgeräten 
und allen Dokumenten« übergeben hat.32

Die schließlich im Dezember 1989 im Fotoraum der Untersuchungshaftanstalt 
Gera des MfS vorgefundene Röntgenanlage wird gemäß Gutachten des Röntgen­
technikers Diplomingenieur Andreas Wolf als Durchleuchtungsanlage mit der Kenn­
zeichnung TuR DE 36, Nr. 824501 ausgewiesen und war »augenscheinlich« aus 
Komponenten anderer Geräte zusammengesetzt. Hier schließt sich offenbar der Kreis 
zu der im Jahre 1978 in Betrieb genommenen humanmedizinischen Röntgenanlage 
TuR D 36. Unabhängig davon konnten von der Projektgruppe keinerlei Unterlagen 
ausfindig gemacht werden, die auf einen gezielten Mißbrauch von Röntgengeräten in 
der Untersuchungshaftanstalt Gera schließen lassen. Insofern decken sich die Unter­
suchungsergebnisse der Projektgruppe mit den Ergebnissen der staatsanwaltschaftli- 
chen Ermittlungen und von Michael Beleites.

Auch die weiterführenden Recherchen zu Röntgenanlagen in anderen Untersu­
chungshaftanstalten des MfS brachten zumindest im Lichte der Akten keine Anhalts­
punkte für einen zielgerichteten Mißbrauch durch das MfS.

Entsprechende Anfragen bei der ehemaligen Erfassungsstelle für Menschen­
rechtsverletzungen in der DDR in Salzgitter (Zentrale Beweismittel- und Dokumen- 
tenstelle von Menschenrechtsverletzungen) führten ebenfalls nicht weiter. Die 
Durchsicht der Karteien ergab keine Hinweise auf »Bestrahlungsvorgänge«.33

Darüber hinaus förderten die Recherchen in den Archivbeständen des ehemali­
gen MfS einige aufschlußreiche Informationen sowohl über die Ausstattung der Un­
tersuchungshaftanstalten des MfS mit Röntgengeräten als auch über deren Nutzung 
bzw. Handhabung zutage.

30 Protokoll vom 18.5.1981 über den Anleitungs- und Kontrolleinsatz einer Instrukteurgruppe der 
Abteilung XIV des MfS in der Abteilung XIV der Bezirksverwaltung Gera vom 27.4.-29.4.1981; 
BStU, ZA, Abteilung XIV 230, Bl. 30-41.

3l Ebenda, Bl. 36.

3 2  Schreiben der Abteilung XIV der BV Gera vom 9.4.1984; BStU, ASt Gera, Bdl. 143.

33 Brief der Erfassungsstelle Salzgitter vom 12.7.1994 an W. Schatzberg; Privatarchiv Schatzberg.
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3.2.1 Ausstattung

Außer den Untersuchungshaftanstalten (UHA) des MfS in Cottbus und Erfurt ver­
fügten alle anderen UHA des MfS zu unterschiedlichen Zeiten über eigene Röntgen­
geräte. An der Ausstattung mit Röntgengeräten mußte das MfS aus Rationalitäts- und 
Sicherheitsgründen ein großes Interesse haben. Röntgenaufnahmen von Untersu­
chungshäftlingen waren nicht zu umgehen. So gab es Festlegungen des MfS, die ne­
ben den allgemeinen Aufnahmeuntersuchungen (Gesundheitsbesichtigung durch 
einen MfS-Mitarbeiter und eine erste ärztliche Untersuchung) vorsahen, daß sich die 
Untersuchungshäftlinge »baldmöglichst« bzw. mindestens einmal im Jahr einer 
Röntgenuntersuchung der »Thoraxorgane« zu unterziehen hatten.34 Zudem mußten 
für Untersuchungshäftlinge, die durch Bezirks- und Militärgerichte abgeurteilt wer­
den sollten, vor dem Prozeß Gesundheitsunterlagen vorgelegt werden, zu denen »in 
jedem Fall« auch Röntgen-Thorax-Aufnahmen gehörten.35

Solange keine eigenen Geräte dafür zur Verfügung standen, mußten die Häft­
linge zum Röntgen außer Haus gebracht werden, was nicht nur umständlich, sondern 
auch mit zusätzlichen Sicherheitsrisiken verbunden war. Daraus erwuchs das Interes­
se, möglichst alle UHA vornehmlich mit Röntgengeräten auszustatten, die für Auf­
nahmen des Thorax’ geeignet waren. Solche Röntgeneinrichtungen, die auch für 
Knochenaufnahmen verwendet werden konnten, sind seit 1972 in den Untersu­
chungshaftanstalten des MfS in Berlin, Chemnitz (vormals Karl-Marx-Stadt), Dres­
den, Frankfurt, Gera, Halle, Leipzig, Magdeburg, Potsdam, Rostock, Schwerin und 
Suhl belegt. Relativ häufig waren auch stomatologische Röntgengeräte verfügbar. 
Nachweislich gab es ein solches Gerät erstmals 1984 in der Untersuchungshaftanstalt 
Halle. Es folgten Berlin (1986), Leipzig und Suhl (1987) sowie Karl-Marx-Stadt 
(Chemnitz) und Schwerin (1989). Im geringen Maße lassen sich in den UHA des 
MfS Röntgengeräte nachweisen, mit denen Gegenstände und Briefsendungen durch­
leuchtet werden konnten. Belegbar ist das lediglich für die UHA Leipzig (1984), 
Gera (1981) und Neubrandenburg (1986).

Auch Forschungsarbeiten des MfS über den Untersuchungsstrafvollzug aus 
dem Jahre 1984 bestätigen diesen Sachverhalt. Dort heißt es: »Die in den DE 
[Diensteinheiten] der Linie XIV vorhandenen oder zu schaffenden Möglichkeiten des

34 Gemeinsame Festlegungen der Leiter des ZMD, der HA IX und der Abteilung XIV zur Sicher­
stellung des Gesundheitsschutz es und der medizinischen Betreuung Verhafteter und Strafgefan­
gener in den UHA des MfS vom 10.5.1977; BStU, ZA, ZMD 2, Bl. 2-45, hier 9 und 11.

35 Schreiben des Leiters der BV Neubrandenburg, Sitz Neustrelitz, an den Leiter der HA IX des MfS 
vom 1.6.1964; BStU, ASt Neubrandenburg, Bdl. 145, Bl. 12.
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Einsatzes wissenschaftlich-technischer Geräte (Röntgen- und Metallsuchgeräte, UV- 
Lampen u. a.) sind verstärkt für Durchsuchungshandlungen zu nutzen.«36

3.2.2 Umgang

Genehmigungsverfahren zum Betreiben der Röntgengeräte und Prüfberichte über die 
Einhaltung strahlenschutzrechtlicher Bestimmungen lassen erkennen, daß das MfS 
zuweilen recht sorglos mit den Strahlenquellen umging. So wurde 1976 in der Unter­
suchungshaftanstalt Karl-Marx-Stadt (Chemnitz) der Probebetrieb eines Röntgenge­
rätes zugelassen, noch bevor die eigentliche Betriebsgenehmigung vorlag. In Be­
richten über die Untersuchungshaftanstalt Magdalenenstraße in Berlin ist 1987 von 
einem »für längere Zeit nicht in Betrieb« genommenen Gerät mit einer defekten Ab­
schirmung die Rede, das einen Austritt von Röntgenstrahlen in Querrichtung verur­
sachte. In der Untersuchungshaftanstalt Leipzig wurde 1988 eine Beschädigung der 
Sichtscheibe der Strahlenschutztür festgestellt, was zu einer Streustrahlung von 0,4 
mRh37 führte. In der Untersuchungshaftanstalt Rostock wurde im Jahre 1988 die 
mangelnde Anleitung der Abteilung XIV beim Einsatz von Röntgengeräten beklagt. 
Nicht selten wurden offensichtlich die gesetzlichen Strahlenschutzbestimmungen 
hinsichtlich geeigneter Räume mißachtet. Der Strahlenschutzbeauftragte des MfS,
Horst Driese, erteilte mehrfach Ausnahmegenehmigungen, um die gesetzlich vorge- 
schriebene Raumhöhe von 2,63 m umgehen oder mehr als ein Röntgengerät in einem 
Raum regelwidrig unterbringen zu können (1987 in Suhl).38 Die Überprüfungsergeb­
nisse in  Gera bestätigen die offensichtlichen Nachlässigkeiten. Der Gutachter für die 
Geraer Röntgenanlage, Diplomingenieur Andreas Wolf, stellte bei der Begehung des 
Raumes in der Untersuchungshaftanstalt Gera des MfS fest, daß die im betriebsbe­
reiten Zustand vorgefundenen Geräte (u. a. Schalttisch D 36) »nicht mehr den ein­
schlägigen gesetzlichen Vorschriften und Standards zur Anwendung ionisierender 
Strahlung in der Medizin (Diagnostik)« entsprachen und dem Staatlichen Amt für 
Atom- und Strahlenschutz (SAAS) auch nicht bekannt waren.39 Außerdem konnten

36 Oberst Rataizick/OSL Heinz/OSL Stein/Hptm. Conrad: Forschungsergebnisse zum Thema: Die 
aus den politisch-operativen Lagebedingungen und Aufgabenstellungen des MfS resultierenden 
höheren Anforderungen an die Durchsetzung des Untersuchungshaftvollzuges und deren Ver­
wirklichung in den UHA des MfS vom Juni 1984; BStU, ZA, JHS 21961, BI. 271.

37 »R« steht für Röntgen; rem für die Dosis; h für die Stunde. Die Maßeinheit wurde später ersetzt 
durch Sv (Sievert). 1 Sv entspricht 100 rem; 1 mSv = 100 mrem. Die Aktivität wurde alt in Ci 
(Curie), neu in Bq (Bequerel) ausgewiesen. 1 Ci entspricht einer Aktivität von 3,7 x 1010 Bq. In 
der weiteren Abhandlung kommt sowohl die alte als auch die neue Maßeinheit vor.

38 Vgl. Antrag der BV Suhl an Horst Driese vom 17.2.1987 auf Ausnahmegenehmigung zum 
Betreiben von 2 Röntgengeräten in einem Raum; BStU, ZA, BCD, Bdl. 294, S. 1.

39 Protokoll des Gutachters Andreas Wolf vom 24.1.1990 über die Begehung des Röntgenraumes 
am 23.1.1990; Privatarchiv Wolf.
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die Betreiber des im Fotoraum Vorgefundenen Röntgengerätes keinerlei Auskunft 
über erteilte Genehmigungen zum Betrieb der Anlage sowie über die Organisation 
des Strahlenschutzes machen. Offensichtliche Gefahrenherde bestanden auch im 
Berliner Haftkrankenhaus des MfS. So forderte 1988 der Leiter der Strahlenschutz­
kommission, Driese, die Nachrüstung der stomatologischen Röntgengeräte, nachdem 
festgestellt wurde, daß »bei einer Reihe« dieser Geräte »die gesetzlich vorgeschrie­
bene Bleiblende im Tubus, die das Strahlenfeld einengt, fehlt«.40 Zu den Fragen, ob 
und wieviel Patienten mit diesen Geräten untersucht und von wem und warum die 
Blenden entfernt wurden, geben die Unterlagen keine Auskunft. Sicher ist nur, daß 
der Einsatz derart defekter Geräte beim Zahnröntgen eine weit größere Körperregion 
mit Strahlen aussetzt, als für die Diagnose erforderlich ist.

Unterlagen, die auf die Häufigkeit von Röntgenaufnahmen bei Untersuchungs­
häftlingen verweisen, lassen eine exzessive Nutzung nicht erkennen. Dafür sprechen 
detaillierte Zahlen, die von der Untersuchungshaftanstalt des MfS in Schwerin für 
das erste Halbjahr 1973 vorliegen. Hiernach kam es zu insgesamt 67 Thorax- und 20 
zahnmedizinischen Röntgenaufnahmen. Gemäß einer Statistik der Abteilung XIV 
aus dem Jahre 1976 lag die »normale« Kapazität der Schweriner MfS-Unter­
suchungshaftanstalt bei 150 Häftlingen.41

3.3 Berichte von Untersuchungshäftlingen des MfS

Die durch den Tod von Jürgen Fuchs wieder wachgerufenen Sorgen, das MfS könnte 
die Untersuchungshaft genutzt haben, um seinen politischen  Gegnern im Rahmen der 
erkennungsdienstlichen Behandlung Strahlenschäden zuzufügen, weckten bei einer 
Reihe von Betroffenen Erinnerungen, die unerklärbare Vorgänge in ein neues Licht 
rückten.

So berichtete ein Untersuchungshäftling,42 daß er im Mai 1982 in den Foto­
raum der UHA Rostock des MfS geführt und aufgefordert wurde, auf dem Fotostuhl 
Platz zu nehmen (der Stuhl war wie üblich auf einem Holzpodest montiert und 
konnte mittels eines Hebelmechanismus in drei verschiedene Positionen gerückt 
werden). Die Kamera -  so der Bericht -  war in circa 2 m Entfernung auf einem Sta­
tiv befestigt. Rechts daneben befand sich ein weiteres Stativ mit einem Aufbau, der 
durch eine graue kastenförmig genähte Stoffabdeckung überdeckt war. Der MfS- 
Mitarbeiter hantierte zunächst an der Kamera und äußerte, daß der Film voll sei und 
gewechselt werden müsse. Daraufhin verließ der MfS-Mitarbeiter den Fotoraum mit

40 Brief des Leiters der Strahlenschutzkommission des MfS, Horst Driese vom ZMD an den Leiter 
des Haftkrankenhauses vom 23.3.1988; BStU, ZA, 465, BI. 2.

41 Vgl. BStU, ZA, HA XIV 547, BI. 163.

42 Vgl. Strafanzeige von H. W. an den Generalbundesanwalt vom 6.7.1999. Privatarchiv H. W.
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dem Hinweis, daß er auch noch zu Mittag essen müsse, der Häftling aber seinen 
Stuhl nicht verlassen dürfe. Wenige Sekunden später vernahm der Häftling aus 
Richtung der beiden Stative ein knisternd-summendes Geräusch. Zunehmende Zeit­
abstände in der wahrgenommenen Überwachung durch den Türspion nutzte der 
Häftling, um dem Geräusch auf die Spur zu kommen. Es entstammte dem verhüllten 
Gerät auf dem zweiten Stativ. Durch Abtasten der Hülle machte der Häftling an der 
Vorderseite, und zwar in Kopfhöhe des Fotostuhles, einen runden vorstehenden An­
satz aus. Als nach circa eineinhalb Stunden der MfS-Mitarbeiter wieder erschien, 
verstummte das knisternd-summende Geräusch. Drohende Worte seines Vernehmers 
wie: »Wenn Sie nicht kompromißbereit sind, dann brennen wie Ihnen eins auf den 
Pelz -  dann werden Sie schon sehen, was Sie davon haben«, führten aufgrund der 
Meldungen über den Mißbrauch von Strahlenquellen unwillkürlich zu entsprechen­
den Assoziationen.

In einem weiteren Fall wurde ein politischer Häftling, der zunächst 1983 im 
Fotoraum der Untersuchungshaftanstalt des MfS in Erfurt ohne besondere Auffällig­
keiten erkennungsdienstlich behandelt worden war, nach einem Zwischenaufenthalt 
in der Untersuchungshaftanstalt in Halle 1985 abermals im Fotoraum der Untersu­
chungshaftanstaltin Erfurt erkennungsdienstlich behandelt und blieb dabei ohne Er­
klärung und ohne erkennbaren Grund 20 Minuten lang im Fotoraum sich 
selbst überlassen.43

Vergleichbares geschah mit einem Häftling in Gera, der nach der Prozedur des 
Fotografierens ohne ersichtlichen Grund allein gelassen noch 30 Minuten auf dem 
Stuhl sitzen bleiben mußte.44

Seinen Aufenthalt in der Untersuchungshaftanstalt des MfS in Karl-Marx-Stadt 
(Chemnitz) im Jahre 1958 verbindet ein anderer ehemaliger Häftling mit der Erinne­
rung, im Fotoraum hinter schwarzen Vorhängen ein undefinierbares Gerät ausge­
macht zu haben. Später in der Haft bekam er Hautausschläge am Kinn, die sich Jahr 
für Jahr wiederholten. Nach der Haft war er bei kleinsten Verletzungen Infektionen 
ausgesetzt. Ärzte bestätigten ihm, daß sein Körper über geringe Abwehrkräfte ver­
fügte.45

In einem anderen Fall, der auf das Jahr 1968 zurückgeht, spielte sich im Foto­
raum der Untersuchungshaftanstalt des MfS in Berlin-Hohenschönhausen folgende 
Szene ab: Nachdem der Häftling wie üblich erkennungsdienstlich fotografiert wurde, 
forderte ihn der MfS-Mitarbeiter auf, »unverändert« auf dem Stuhl zu verharren, da

43 Vorgang zur Akteneinsicht; BStU, ASt Erfurt, Tgb.-Nr. 053028/92 E.
44 Aus einem Brief an Wolfgang Schatzberg vom 7.7.1996; Privatarchiv Schatzberg.

45 Brief von Wolfgang Schatzberg (Greiz) vom Bund der Stalinistisch Verfolgten vom 26.4.1994 an 
die Landesanstalt für Personendosimetrie und Strahlenschutzabteilung Berlin; Privatarchiv 
Schatzberg.
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er noch eine Handskizze fertigen müsse. Dazu setzte sich der MfS-Mitarbeiter seit­
wärts vom Fotoapparat und »kritzelte« -  wie es der Häftling formulierte -  etwas auf 
Papier.46

Zu den geschilderten Vorgängen konnte die Projektgruppe keine MfS- 
Unterlagen ausmachen, so daß Antworten über Hintergründe dieser Geschehnisse 
spekulativ bleiben müssen. Im Kontext des gegenwärtigen Erkenntnisstandes ist al­
lerdings mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß auch in diesen Fällen kein 
zielgerichteter Mißbrauch von Strahlengeräten vorlag. Wenn das MfS tatsächlich in 
diesem Rahmen darauf aus gewesen wäre, Untersuchungshäftlingen zielgerichtet 
durch Strahler auf Dauer Schaden zufügen zu wollen, so standen ihm andere Geräte 
als solche zur Verfügung, die der Untersuchungshäftling hätte ausmachen bzw. 
»enttarnen« können. So war das MfS auch im Besitz sogenannter Gammadefek- 
toskopier-Geräte (Deckbezeichnung 47609). Mit diesen Geräten konnte das MfS 
Mauerwerk mit »relativ großen Dicken« durchleuchten und unter anderem Abhör- 
technik, Eisenstäbe und Leitungen aufspüren.47 Es handelte sich um. »eine hoch akti­
ve Quelle, deren Strahleneinwirkung auf den ungeschützten Körper ohne eine 
Schwermetallabschirmung zu Gesundheitsschäden führen konnte«.48 Selbst hinter 
der Wand durfte sich »im Abstand von 1 m« keine Person aufhalten; es sollte sogar 
generell der »Aufenthalt mit dem Gesamtkörper im Strahlenkegel hinter der Wand« 
gemieden werden.49

Für einen längeren Aufenthalt der Untersuchungshäftlinge in den Fotoräumen 
sprechen eher die Zwänge- sicherheitspolitischer Abläufe in den UHA des MfS. So 
war zu gewährleisten, daß ein Untersuchungshäftling beim Verlassen seiner Zelle 
oder bei der Rückführung in seine Zelle keinen anderen Untersuchungshäftling oder 
MfS-Mitarbeiter (außer dem sogenannten Läufer, der den Untersuchungshäftling zu 
führen hatte) zu Gesicht bekommt. Das verursachte hin und wieder Wartezeiten. Die 
Geschehnisse konnten aber auch Ausdruck von Schikanen gewesen sein oder ein 
Mittel, bei den Häftlingen Verunsicherungen und Ängste auszulösen.

46 Aktennotiz zur Akteneinsicht am 7.9.1999; BStU, ZA, Tgb.-Nr. 029803/92 Z.

47 Vgl. AR 360/585: Schlüsselblatt zum Gerät 47609, GVS 218, B 36/79 (o. D.); BStU, ZA, OTS 
2226, Bl. 32 ff.

48 Bedienungsanleitung AR 360/586 zum Gerät 47609 vom 15.3.1979; ebenda, BI. 8.

49 Ebenda, Bl. 5.
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3 .4 Beschaffung und Anwendung radioaktiver Substanzen zu operativen 
Zwecken

3.4.1 Beschaffung/Transport

Der Einsatz radioaktiver Substanzen für operative Zwecke durch das MfS basierte 
unmittelbar auf der Zusammenarbeit mit dem Zentralinstitut für Kernforschung 
(ZfK) Rossendorf der Akademie der Wissenschaften der DDR. Es war dieses Institut, 
das den Bedarf des MfS an radioaktiven Strahlenquellen sowie »anderen Leistungen 
des ZfK auf dem Gebiet der Isotopenanwendung« deckte.50 Die Zusammenarbeit war 
vertraglich geregelt. Die Grundsatzvereinbarung geht auf das Jahr 1971 zurück51 und 
wurde von Oberstleutnant Tiepold vom Bereich Operativ-Technischer Sektor (OTS) 
des MfS und dem Direktor des ZfK, Professor Dr. Günther Flach, unterzeichnet.52 
Als bevollmächtigte Vertreter fungierten für das MfS Hauptmann Dr. Leuteritz und 
für das ZfK Professor Dr. Münze.53 Münze, Stellvertreter des Direktors für Isotopen 
und Strahlentechnik, war der direkte Empfänger der Aufträge des MfS; seit 1972 
übernahmen im ZfK diese Aufgaben Dr. Jantsch54 und Dr. Wagner.55

Die Beziehungen zwischen MfS und ZfK wurden allseitig konspirativ abgesi­
chert. Die einzelnen Schritte (Anforderung, Bezug, Transport, Abrechnung und Ent­
sorgung) wurden höchst konspirativ abgewickelt. Die Auftragserteilung erfolgte in 
Form einer persönlichen Übergabe. Die bereitgestellten radioaktiven Strahlungs­
quellen wurden vom MfS direkt abgeholt. Die Fahrer des MfS, die die Substanzen im 
ZfK abholten, bekamen Dienstausweise des ZfK und mußten das Berliner gegen ein 
Dresdner Autonummernschild austauschen. Zwei der insgesamt fünf verantwortli­
chen Mitarbeiter, Professor Dr. Münze, sowie Dr. Jantsch, Leiter der Hauptabteilung 
Radioaktive Präparate, wurden beim MfS als inoffizielle Mitarbeiter geführt.56 Ein 

50 Vereinbarung über die Gestaltung der Zusammenarbeit des MfS und des ZfK bei der Nutzung von 
Radionukliden zur Lösung spezieller Aufgaben des Ministeriums für Staatssicherheit vom 
12.10.1971; BStU, ZA, OTS 2234, Bl. 16-21.

51 Ebenda, sowie Protokoll vom 17.11.1972 und Protokoll Nr. 2 aus dem Jahre 1976 und Anlage 1 
vom 23.1.1979 zur Vereinbarung vom 12.10.1971; ebenda, Bl. 3 ff.

52 Vereinbarung 12.10.1971; ebenda, Bl. 21.

53 Ebenda, Bl. 19.

54 Protokoll vom 17.11.1972 zur Vereinbarung zwischen dem ZfK und dem MfS, GVS-Nr. B19/71, 
GVS MfS 218 Nr. B 18/72; ebenda, Bl. 9.

55 Protokoll Nr. 2 vom Oktober 1971 zur Vereinbarung zwischen dem ZfK Rossendorf und dem 
MfS, Bereich T (GVS MfS 218/B19/71), GVS MfS 218 Nr. B23/76; ebenda, Bl. 5 f.

56 Professor Dr. Münze, geführt als IM »Hans Wagner« und GMS »Wagner«; BStU, ZA, AIM 
2181/69 und Dr. Jantsch, GMS »Erkmann«; BStU, ZA, AIM-Vorlauf 26/78 und AGMS B ll/8 0
und 1169/90.
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Dritter wurde von der Bezirksverwaltung des MfS in Dresden mit dem Hinweis be­
dacht: »erfaßt für Freunde/Dresden«.57

Dienstreiseberichte aus dem Zeitraum von 1972 bis 1989 lassen die Art der 
Lieferungen und ihren Umfang wenigstens grob erkennen. Der überwiegende Teil 
der Lieferungen läßt sich den verschiedenen radioaktiven Markierungsmitteln, die 
unter dem Decknamen »Wolke« liefen, zuordnen. Das MfS war bestrebt, die »Wol- 
ke«-Mittel einsatzbereit vorrätig zu haben. Bei den dabei verwendeten, zum Teil 
kurzlebigen Isotopen mußte deshalb der Vorrat regelmäßig im Abstand weniger Wo­
chen erneuert werden, auch wenn die Mittel nicht zum Einsatz kamen. Neben der 
Lieferung von Isotopen wurden verschiedene Materialien, wie beispielsweise Steck­
nadeln, in einem Forschungsreaktor des ZfK aktiviert, um sie als Markierungsmittel 
nutzen zu können (im Verlaufe der Recherchen stießen die Mitarbeiter der Projekt­
gruppe in den unerschlossenen Beständen des OTS auf derartige Stecknadeln).58 In 
unterschiedlichen chemischen Verbindungen und Lösungen wurden unter anderem 
folgende Isotope vom ZfK an das MfS geliefert: Wasserstoff H-3, Kohlenstoff C-14, 
Natrium Na-24, Phosphor P-32, Schwefel S-35, Scandium Sc-46, Mangan Mn-54, 
Eisen Fe-55, Kobalt Co-58 und 60, Zink Zn-65, Brom Br-82, Niob Nb-95, Techneti­
um Tc-99, Silber Ag-110m, Jod J-131, Cäsium Cs-137, Barium Ba-140, Cer Ce-141, 
Praseodym Pr-143, Iridium Ir-192, Californium Cf-252. Die Radiotoxizität dieser 
Isotope ist zum Teil erheblich.

Für die Behandlung der radioaktiven Abfälle des MfS wählte man die wohl si­
cherste konspirative Methode: Sie wurden vom ZfK einfach als. eigene radioaktive 
Abfälle ausgewiesen und entsorgt.

Der zwischen dem MfS und dem ZfK bestehende finanzielle Liefer- und Lei­
stungsumfang läßt sich einem Protokoll aus dem Jahre 1988 entnehmen. Er betrug 
jährlich 40 000 Mark. 59 Es war vereinbart, die Rechnungen persönlich zu übergeben. 
Als Auftraggeber durfte allerdings nicht das MfS erscheinen, sondern das »Institut 
für Technische Untersuchungen Berlin« (ITU). Das nach außen als zivile Einrichtung 
getarnte Institut war eine Diensteinheit des MfS.

Die strenge Konspiration wurde auch beim Transport von offenen und um­
schlossenen radioaktiven Stoffen auf öffentlichen Verkehrswegen gewahrt. MfS- 
interne Festlegungen sahen bei Fahrzeugkontrollen bzw. im Falle eines Unfalles vor, 
der Volkspolizei »keinerlei Angaben über die Art der gefährlichen Stoffe« zu ma-

57 Aufstellung der Abteilung XVIII der BV Dresden über leitende Kader aus dem ZfK vom 
16.6.1983; BStU, ASt Dresden, Abteilung XVIII, 12073, BI. 14.

58 Undatierte Dokumente des OTS; BStU, ZA, OTS 2247, Bl. 41-45 und 59-67.

59 Protokoll Nr. 3, Leistungsumfang und Rechnungslegung zur Vereinbarung, GVS MfS 
218/B19/71 vom 12.10.1971; BStU, ZA, OTS 2234, BI. 2.
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chen.60 Es lag im Ermessen des transportverantwortlichen Mitarbeiters, im Falle ei­
nes Unfalles einzuschätzen, ob eine Dekontamination des Unfallortes »aus eigener 
Kraft« erfolgen konnte oder zusätzliche Hilfe durch den Operativ-Technischen Sek­
tor (OTS) des MfS anzufordern war.61 Außerhalb des OTS lagen Transporte von ra­
dioaktiven Materialien, »die für operative Einsätze speziell vorbereitet wurden«, voll 
und ganz in der Verantwortung der betreffenden Diensteinheiten.62

3.4.2 Einsatz und Umgang

Wie eingangs erwähnt, kam dem Operativ-Technischen Sektor (OTS) des MfS eine 
zentrale Rolle zu, wenn es um den Einsatz radioaktiver Substanzen im Rahmen der 
operativen Arbeit des MfS ging. Gemäß einem Papier der Parteiorganisation des 
OTS zur Frage des Feindbildes63 hatten die Mitarbeiter des OTS ihre operativ- 
technische Arbeit dem Wesen nach als »politischen Auftrag« und dem Inhalt nach 
als »Kampf am Feind« mit den spezifischen Mitteln und Methoden aus Naturwissen-  
schaft und Technik zu verstehen. Operativ-technische Hilfsmittel sollten die poli­
tisch-operative Arbeit »rationalisieren« helfen und zu einem schnelleren und tieferen 
Eindringen in die »gegnerische Konspiration« beitragen.64 Der »Einsatz operativ- 
technischer Mittel und Methoden für die Arbeit am Feind« lag nicht im persönlichen 
Ermessen oder der freiwilligen Entscheidung des einzelnen Mitarbeiters, er wurde 
vielmehr als »objektiv erforderlich« und »immanenter Bestandteil der Leitungstätig­
keit« eingestuft.65 Unter Markierungsmitteln verstand das MfS relativ seltene bzw. 
gering verbreitete Substanzen in fester und flüssiger Form, die normalerweise in an­
deren Stoffen nicht vorkommen sollten und durch menschliche Sinnesorgane ohne 
Hilfsmittel nicht festgestellt werden konnten.66

Mehrere Dokumente aus den siebziger und achtziger Jahren legen die Vernu­
tung nahe, daß vor allem in den siebziger Jahren dem Einsatz von Markierungstech-

60 Festlegung Nr. 32/02/88 der Abteilung 32 des OTS über den Transport von offenen radioaktiven 
Stoffen auf öffentlichen Straßen und Verkehrswegen vom 9.2.1988; BStU, ZA, OTS 2231, 
Bl. 1-6, hier 5.

61 Ebenda.

62 Ebenda, BI. 1.

63 Undatiertes Papier der Parteiorganisation des OTS Problemkreis: Wie präzisie- 
ren/konkretisieren wir in unsere Parteiorganisation die Aufgabenstellung: Herausbildung eines 
klaren Feindbildes?; BStU, ZA, OTS, Bdl. 1867, S. 1-4.

64 Ebenda, S. 3.

65 OSL Dieter Ganschow: Die Anwendung von Markierungsmitteln zur Lösung spezifischer Aufga­
ben in der politisch-operativen Praxis vom Oktober 1984; BStU, ZA, JHS St 704, BI. 22.

66 Ebenda, BI. 4.
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niken mit radioaktiven Substanzen eine wachsende Bedeutung zukam.67 Sie waren 
grundsätzlich unter Deckbezeichnungen (»Wolke« und Kennzahlen) zu »handha­
ben«.68 Strahlenrelais, die zur Feststellung radioaktiv gekennzeichneter Objekte, 
Fahrzeuge und Personen dienten, standen dem MfS schon Ende der sechziger Jahre 
zur Verfügung.69 Unter radioaktiv gekennzeichneten Objekten verstand das MfS das 
Markieren von Gegenständen, Akten und Geräten unter anderem zum Auffinden von 
Verstecken oder zum Nachweis einer unbefugten Einsichtnahme in Dokumente. Die 
Kennzeichnung von Fahrzeugen sollte der Verfolgung von Personenbewegungen und 
zur Identitätsprüfung dienen; die direkte Kennzeichnung von Personen bedeutete, 
entweder solche Objekte bzw. Accessoires radioaktiv zu markieren, die die Betroffe­
nen ständig bei sich führten oder ihnen radioaktiv markierte Gegenstände unterzu­
schieben bzw. anzuheften -  selbstverständlich alles in Unkenntnis der betroffenen 
Personen.70 Im »Kampf gegen den Feind« wurden verschiedene spezifische Anwen­
dungsmöglichkeiten in Betracht gezogen. Je nach »Trägermaterial« gab es »konfek­
tionierte« oder flüssige radioaktive Markierungsmittel. Radioaktiv präparierte Folien, 
die an der Kleidung oder an Gegenständen angeheftet werden konnten, liefen unter 
»Wolke«-Mittel 101-104 und den Kennzahlen 47100-010 bis 47100-040.

Im Rossendorfer Forschungsreaktor radioaktiv beschichtete handelsübliche 
Stecknadeln, mit denen ebenfalls Personen an Kleidungsstücken sozusagen bestückt 
werden konnten, sollten die Spurenverfolgung ermöglichen (»Wolke«-Mittel 105­
107; Kennzahlen 47100-310 bis 47100-33071). Radioaktive Flüssigkeiten wurden mit 
Hilfe einer speziell präparierten Kolbendruckspritze oder eines Gummiballes aus 
unterschiedlicher Entfernung auf Gegenstände oder Kleidungsstücke von Personen. 
aufgetragen (»Wolke«-Mittel 108-1 11; Kennzahlen 47100-650 bis 47100-680).72

Das Präparieren von Papier und Farbbändern (»Wolke«-Mittel 112-121; Kenn­
zahlen 47101-310 bis 47301-400) sowie von Kugelschreiberminen (Kennzahlen 
47101-610 bis 47101-630) sollte unter anderem dazu dienen, die Urheber »feindli-

67 Neben den radioaktiven Markierungsmitteln verfügte das Mts auch über zahlreiche chemische 
Markierungsmittel, die teilweise ebenfalls hochtoxische Substanzen enthielten.

68 Vgl. OSL Dieter Ganschow: Studienmaterial, Bl. 41 und Anhang 2 (Anm. 10).
69 Vgl. Hptm. Fritz Leuteritz: Planaufgabe 301/72, Thema: Untersuchungen zur umfassenden Ver­

wendbarkeit von Strahlenrelais für die Lösung politisch-operativer Problemstellungen vom 
5.3.1974; BStU, ZA, OTS, Bdl. 2008, S. 8.

70 Ebenda, S. 9 und 17.

71 Vgl. AR 360/313: Gebrauchsanweisung zu den »Wolke«-Mitteln 105-107 vom 2.2.1973; BStU, 
ZA, OTS 2242, Bl. 93-102.

72 Vgl. AR 360/318: Gebrauchsanweisung zu den »Wolke«-Mitteln 108-111 vom 22.2.1973; eben­
da, BI. 103- 117.
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eher Schriftstücke« und ihre Verbindungen schneller aufzudecken.73 Radioaktiv 
markierte Geldscheine sollten hauptsächlich die schnelle Überführung von Gelddie­
ben sichern helfen.

Um Kraftfahrzeuge verfolgen und kontrollieren zu können, bediente sich das 
MfS im wesentlichen zweier Verfahren. Zum einen kamen radioaktiv präparierte 
Magneten zum Einsatz, die konspirativ an versteckten Stellen der Fahrzeuge ange­
bracht wurden (»Wolke«-Mittel 122-125; Kennzahlen 47102-010 bis 47102-040).74 
Zum zweiten erfolgte die Markierung durch Reifenbeschuß.75 Dazu benötigte man 
ein handelsübliches und mit einem Zielfernrohr ausgestattetes Luftdruckgewehr so­
wie ein präpariertes Bleidiabolo. Das Bleidiabolo wurde aufgebohrt und mit einem 
speziell geformten Aluminiumteil verfestigt, das die Markierungssubstanz (offen­
sichtlich ein radioaktiv aktivierter Silberfaden) aufnahm. Prallte das Geschoß auf den 
Reifen auf, so sollte sich das Bleidiabolo vom Aluminiumteil trennen und die mar­
kierte Substanz je nach »Auftreffenergie« entweder zusammen oder ohne Alumini­
umteil in den Reifen eindringen. Der »verkehrssichere Zustand des Kfz« bliebe, so 
heißt es, »garantiert«. 76 Die Gefährlichkeit der Markierungssubstanz läßt sich aus der 
Beschreibung für den Fall ableiten, daß das Ziel verfehlt würde. So ist von »einer 
unzulässigen Erhöhung der Konzentration der Markierungssubstanz am Einsatzort« 
die Rede.77 Sollte das Geschoß versehentlich gar eine Person treffen, so war diese 
»unter einem beliebigen Vorwand« aufzuhalten und innerhalb von »maximal 2 Stun­
den« einem Arzt vorzustellen. Für den Fall, daß das Geschoß in den Körper einge­
drungen war, sollte die »Markierungssubstanz [...] unbedingt schnellstens« entfernt 
werden?78 Diese Möglichkeit wäre insofern gegeben, als die Substanz »durch Rönt­
genaufnahmen ohne Schwierigkeiten« erkennbar sei.79

Als hilfreich wurde auch die Markierung ganzer Fußböden in Räumlichkeiten 
gesehen. Mit dieser Methode konnte beispielsweise die Teilnahme bestimmter Per­
sonen an gemeinsamen Treffen von Oppositionellen festgestellt werden.

73 OSL Dr. Falz, Erich; Dr. Meyer, Fritz; Herzog, Klaus u. a.: Die Qualifizierung der politisch- 
operativen Arbeit des MfS zur vorbeugenden Verhinderung und Bekämpfung der gegen die 
Staats- und Gesellschaftsordnung der DDR gerichteten politischen Untergrundtätigkeit vom März 
1979; BStU, ZA, JHS 21886, Bl. 79 f.

74 Vgl. AR 360/371: Gebrauchsanweisung zu den »Wolke«-Mitteln 122-125 vom 30.4.1975; BStU, 
ZA, OTS 2241, Bl. 75-103.

75 Vgl. Gebrauchsanweisung zum Verfahren 47101 vom 23.11.1977; BStU, ZA, OTS, Bdl. 2297, 
S. 1-17.

76 Ebenda, S. 3.

77 Ebenda, S. 4.

78 Ebenda, S. 15.

79 Ebenda, S. 16.
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Der Vorteil, den das MfS in der Methode der radioaktiven Markierung gegen­
über anderen Mitteln und Methoden sah, bestand in der Möglichkeit, operativ rele­
vante Handlungen sofort und nicht erst nachträglich feststellen zu können.80

Hinsichtlich des Strahlenschutzes sollten unter anderem solche Parameter und 
Bedingungen beachtet werden wie Halbwertzeit der Nuklide, Emissionsenergie, Ver­
fügbarkeit, Preis, chemische Eigenschaften, Radiotoxizität, Markierungstechnologie 
und Trägermaterial.81 Im Falle der Markierung von bereits beschriebenem Papier82 
sollte das Benetzen der Schriftzeichen mit der radioaktiv durchsetzten Flüssigkeit 
vermieden und »prinzipiell« solche Stellen zur Markierung ausgewählt werden, »an 
denen die Berührung mit der Hand [...] relativ selten vorkommt bzw. sehr unwahr­
scheinlich ist«.83

Zwar war vorgesehen, die radioaktive Markierung von Gegenständen für ope­
rative Einsätze »grundsätzlich so zu konfektionieren [...], daß eine Verstreuung der 
radioaktiven Substanzen verhindert bzw. minimal gehalten wird«, dies sollte aber 
»nicht streng für Verfahren der Kontaktvariante und ähnlich gelagerter spezieller 
Anwendungen« gelten.84

3 .5 Strahlenquellen im Schrankenbetrieb bzw. im Grenzverkehr

Neben radioaktiven Substanzen setzte das MfS radioaktive Strahlenquellen im soge­
nannten Schrankenbetrieb ein. Dieser zielte auf die Feststellung von Personen oder 
Fahrzeugen, die sich zum Beispiel unbefugt einem besonders zu sichernden Objekt 
näherten. Durchfuhr oder durchlief jemand die Schranke, so wurde der Strahlengang 
durchbrochen und ein entsprechendes Signal ausgesandt.85

Nach einem ähnlichen Prinzip betrieb die Stasi Durchleuchtungsanlagen auf 
der Suche nach Flüchtlingen, die in Kraftfahrzeugen aus der DDR in den Westen 
ausgeschleust werden sollten, an den Grenzübergängen zur Bundesrepublik oder 
nach Westberlin. Dazu verfaßten Major Würzberger und Hauptmann Dr. Leuteritz,

80 OSL Dieter Ganschow: Studienmaterial, Bl. 47 (Anm. 10).

81 Vgl. Planaufgabe 21106 des OTS, Abteilung 32, vom 20.1.1989; BStU, ZA, OTS 2303, Bl. 57-  
67.

82 Vgl. AR 360/325: Gebrauchsanweisung zu den »Wolke«-Mitteln 112-117 vom 6.9.1973; BStU, 
ZA, OTS 2241, Bl. 25-37.

83 Vgl. AR 360/323: Schlüsselblatt zum Verfahren 47101-350 des »Wolke«-Mittels 116 vom 
17.1.1973; ebenda, BI. 1-12.

84 Festlegung Nr. 32/04/88 des OTS, Abteilung 32, über die Entwicklung, Herstellung, Ausgabe und 
Anwendung von radioaktiven Stoffen als Markierungsmittel oder für Sicherungszwecke zur Lö­
sung politisch-operativer Aufgaben vom 11.2.1988; BStU, ZA, OTS 2231, BI. 1.

85 Hptm. Fritz Leuteritz: Planaufgabe 301/72, S. 21 ff. (Anm. 69).
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beide OTS Berlin, bereits 1974 eine Entscheidungsvorlage.86 Sie beruhte auf der ex­

perimentellen Überprüfung einer theoretischen Studie aus dem Jahre 1973, die eine 
»Durchstrahlung von Fahrzeugen mit harten Röntgenstrahlen« vorsah.87 In einem 
Abstand von 6 bis 8 m zur Kontrollspur war auf der einen Seite in einem Flachbau 
eine »Gammastrahlenquelle« (Cäsium 137) installiert und auf der anderen Seite -  

ebenfalls in einem Flachbau -  das Durchleuchtungsergebnis wieder »aufgefangen« 
worden. Das Experiment, das mit einem Meßprogramm für einen Kleinbus, einen 
Lkw und einen Pkw verbunden war, wurde als gelungen bewertet. Die Methode, so 

heißt es, gewährleiste sowohl eine konspirative Realisierung der Einrichtung und der 
Anwendung als auch die Belange des Strahlenschutzes. Eine gesundheitsschädigende 

Wirkung der harten Röntgenstrahlen auf Personen wurde »vollständig ausgeschlos­
sen«, da die pro Röntgenbildaufnahme empfangene Dosis lediglich bei 0,04 mR liege 
und »für einen derartigen Personenkreis 10 mR pro Woche zulässig« schien.88 In 
einer späteren Festlegung wurde vom Lieferanten der Röntgenanlage eine 40stündige 
Einschaltzeit des Strahlers pro Woche und eine maximal »zulässige Personendosis 
pro Monat (4 Wochen) ohne Anwendung zusätzlicher Strahlenschutzmittel (z. B. 
Schutzkleidung) von 400 mR« zugrunde gelegt.89 Mit diesen Werten bewegte sich 
das MfS, so Gutachter Dr. Pflugbeil, im Bereich der Grenzwerte möglicher Strahlen­

belastungen, wie sie die Strahlenschutzgesetzgebung der DDR vorgab.
Der Arbeitsaufwand fü r die Realisierung der Anlage wurde. mit 5 100 Stunden,

 die Kosten mit 304 000 M und einem Importaufwand zwischen 50 000 bis 130 000 
 DM veranschlagt.90 Die erste Erprobung der Anlage erfolgte im Dezember 1976 im 

O b jek t Teupitz.91 Im Oktober 1977 folgte dort die »Generalprobe«92 und danach die

86 Major Würzberger/Hptm. Fritz Leuteritz: Entscheidungsvorlage über die Einsatzfähigkeit der 
Röntgenbildmethode zur Aufdeckung von Personenschleusungen in größeren Fahrzeugen vom 
23.12.1974; BStU, ZA, OTS 1741, BI. 20-34.

87 Dem Theoriekonzept ging offensichtlich ein gescheiterter praktischer Test mit Hunden voran. 
Einem Bericht der Magdeburger Volksstimme vom 16.2.2000 zufolge (Bernd Kaufholz: »Ge­
heimdokumente belegen Einsatz von Strahlenkanonen in Marienborn«) experimentierte die Stasi 
bereits mit einem »53-Kilo-Vollstrahler«. Die als »Tester« ausgewählten »ausgemusterten« Zoll­
hunde sollen dabei völlig verstrahlt worden sein.

88 Entscheidungsvorlage vom 23.12.1974; BStU, ZA, OTS 1741, BI. 24.

89 Aufgabenstellung zur Entwicklung von Röntgengeräten als Anhang zum Brief des VEB Tagebau- 
ausrüstungen, Krane und Förderanlagen Leipzig vom 11.4.1977; ebenda, BI. 112-114; hier 114.

90 Aufstellung OTS, Abteilung 31 über geschätzten Aufwand vom 15.1.1975 und Aktennotiz über 
eine Beratung vom 24.1.1975; ebenda, Bl. 36 und 38.

91 VI, Abteilung Operative Technik: Maßnahmenplan zur Erprobung der Technik 5 vom 
10.12.1976; ebenda, BI. 96.

92 OTS, Abteilung 31: Maßnahmeplan zur Vorbereitung für den Einsatz in Marienborn und der 
materiellen Sicherstellung für den Aufbau einer 2. Anlage vom 5.6.1977; ebenda, BI. 118-121, 
hier 120.
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Umsetzung der Anlage nach Marienborn.93 Dort traten im Probebetrieb allerdings 
»Regimeverletzungen« auf, die überhöhte Strahlenbelastungen offensichtlich nicht 
ausschlossen. So wurde unter anderem »das häufige Halten [der Fahrzeuge] im 

Strahlengang« moniert. 1980 schließlich ging die Anlage in Marienborn in Dauerbe­
trieb. Gleichzeitig arbeitete das MfS aber schon an einer neuen Variante der Durch­
leuchtung von Pkw an den Grenzübergängen. Unter Hinweis darauf, daß die gegen­
wärtigen Anlagen keine hundertprozentige Aussage über Personenschleusungen zu­

ließ, wurde eine Technik entwickelt, die auf eine vertikale und damit wirkungsvolle­
re Durchleuchtung abzielte.94 Dazu sollte in 5 m Höhe eine Gammastrahlenquelle 
angebracht und in die Fahrbahn darunter circa 100 hochempfindliche Strahlungsde­
tektoren eingesetzt werden. Als Einführungstermin war die Inbetriebnahme der Tran­

sitstrecke Hamburg-Westberlin im Jahre 1982 vorgesehen. Ausdrücklich sollten 

»Einwirkungen auf die Gesundheit des Bedienungspersonals und der Pkw-Insassen 
[ ... ] ausgeschlossen werden«.95 Auf diese Weise installierte das MfS -  wie bereits 
durch einen Spiegel-Bericht aus dem Jahre 1994 bekanntgeworden96 -  17 entspre­
chende radioaktive Strahler an den Grenzübergangsstellen in und um Berlin sowie an 
den Autobahnkontrollpunkten zwischen Ost- und Westdeutschland.97

3 .6 Strahlenrisiken bei radioaktiven M arkierungen 

3.6.1 MfS-eigene Bemessungsgrundlagen

Der Gesetzgeber unterschied hinsichtlich der individuellen Strahlenbelastung zwi­

schen den Personenkategorien A -C . Die Kategorien A und B betrafen die soge­
nannten Strahlenwerktätigen. Die Kategorie C  umfaßte gemäß Strahlenschutzverord­
nung der DDR aus dem Jahre 1969 »einzelne Personen oder kleine Personengruppen 
aus der Bevölkerung«.98 Das damals festgeschriebene maximal zulässige Dosisäqui­
valent für diesen Personenkreis sah einen Wert für den Gesamtkörper, Gonaden und

93 Im Juli 1978 wird von einem Probebetrieb der Anlage in Marienborn berichtet; spätestens zu 
diesem Zeitpunkt muß also die Anlage in Betrieb genommen worden sein. Vgl. Protokoll über die 
Beratung vom 17.7.1978; ebenda, Bl. 133.

94 Abschlußbericht Kl des OTS, Abteilung 31, vom 24.7.1979; BStU, ZA, OTS, Bdl. 1287, S. 1-6.

95 Ebenda, S. 1.

96 Halter, Hans: Es gibt kein Entrinnen -  über die radioaktiven Grenzkontrollen der DDR. In: Der 
Spiegel vom 19.12.1994, S. 176 ff.

97 Ebenda, S. 176.

98 Vgl. Strahlenschutzordnung der DDR vom 26.11.1969. In: GBL II der DDR 1969, Nr. 99, S. 627.
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das blutbildende System von 0,5 rem (= 5 mSv) pro Jahr99 vor. Dieser Wert, vom 
Präsidenten des Staatlichen Amtes für Atomsicherheit und Strahlenschutz festge­
legt,100 blieb auch später erhalten. Dazu heißt es präzisierend 1984: »Bei der Anwen­

dung der Atomenergie gelten für die individuelle Strahlenbelastung von einzelnen 
Personen aus der Bevölkerung pro Jahr als Grenzwert der effektiven Äquivalentdosis 
5 mSv und als Grenzwert der Äquivalentdosis für Organe und Gewebe 50 mSv.«101 

Der Durchschnittswert der effektiven Äquivalentdosis pro Jah r wurde über einen 

Zeitraum von 50 Jahren auf 1 mSv begrenzt, was einer zusätzlichen Beschränkung 
der Strahlenbelastung für den Normalbürger gleichkam. Damit wurde der Erkenntnis 
Rechnung getragen, daß die Grenzwerte der alten Strahlenschutzverordnung über 

mehrere Jahre summiert zu überhöhten Strahlenbelastungen führen.
Das MfS entwickelte im Rahmen seiner Strahlenschutzbestimmungen eigene 

Kategorien und spezifische Grenzwerte. Im Zusammenhang mit der Methode der 

Markierung wurde zwischen Angehörigen/Mitarbeitern und Personen unterschieden, 

die »zeitweilig mit radioaktiven Gegenständen oder radioaktiven Stoffen in Berüh­
rung gebracht werden, bzw. in deren Wirkungsbereich zeitweilig tätig sind, um ihre 
strafbaren und staatsgefährdenden Handlungen nachzuweisen und aufklären zu kön- 
nen«.102 Für diesen Personenkreis legte das MfS differenziert nach Gruppen, Ge­

schlecht und Alter folgende maximalen Dosisäquivalente (MZD) pro Einsatz und 
Jahr Gültigkeit fest103:

»3.2. Für Personen, die zeitweilig mit radioaktiven Gegenständen oder radioaktiven 

Stoffen in Berührung gebracht werden bzw. in deren Wirkungsbereich zeitweilig tätig 

sind, um ihre strafbaren und staatsgefährdenden Handlungen nachweisen und aufklä- 

ren zu können, haben folgende maximalen Dosisäquivalente (MZD/E) pro Einsatz und 
Jahr Gültigkeit:

a) Für alle männlichen Personen und Frauen im Alter von >= 35 Jahren, die nicht be­
ruflich strahlenexponiert sind, gilt:
Gruppe I: Gesamtkörper, Gonaden und blutbildendes System MZD/E <= 80 mSv 
Gruppe II: Augenlinsen, Magen-Darm-Kanal, Leber, Milz, Nieren, Lunge, Muskeln, 
Fettgewebe und andere Organe des Körpers mit Ausnahme der, die zu den Gruppen I, 
III und IV gehören MZD/E <= 120 mSv 
Gruppe III: Knochen, Schilddrüse, Haut MZD/E <= 160mSv

99 Vgl. ebenda, Anhang 1.

100 Verordnung über die Gewährleistung von Atomsicherheit und Strahlenschutz vom 11.4.1984. In: 
GBl. I der DDR 1984, Nr. 30, S. 341 ff.

101 Vgl. Festlegung 32/04/88, VVS MfS 0038/B37/88; BStU, ZA, OTS 2231, Bl. 44.

102 Ebenda.

103 Ebenda.
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Gruppe IV: Hände, Unterarme, Füße MZD/E <= 400 mSv

b) Für Frauen im wahrscheinlich häufig fortpflanzungsfähig genutztem Alter bis zu 35 

Jahren sollte in der Regel die Hälfte der aufgeführten Werte nicht überschritten wer­

den.

c) Bei in derartige Einsätze verwickelte Kinder ist zu garantieren, daß deren MZD/E 

kleiner als 1/10 der unter Punkt a) angegebenen Werte ist.

d) Bei in derartige Einsätze verwickelte Frauen, die sich in einer Schwangerschaft 

bzw. der Stillzeit befinden, ist zu garantieren, daß die MZD/E-Werte unterhalb 5 mSv 

liegen. Außerdem ist zu beachten, daß Personen, die vom Einsatz dieser Mittel betrof­

fen werden und oben genannte MZD/E-Werte erreicht haben, in der Regel maximal 

3 x in 10 Jahren mit diesen Mitteln in Berührung gebracht werden können.«104

Dr. Pflugbeil gelangt in diesem Zusammenhang zu folgender Einschätzung: 
Bewertend sind die vom MfS für die Zielpersonen festgelegten 80 mSv mit den in 
den DB der beiden Strahlenschutzverordnungen angegebenen 5 mSv (jeweils fett 
gedruckt) zu vergleichen. Das MfS überschreitet damit den verbindlichen Grenzwert 
für »normale« Bürger der DDR zunächst um den Faktor 16. Verschwommen er­
scheinen die Überlegungen des MfS, weil die maximalen Dosisäquivalente (MZD/E) 
einerseits auf den Einsatz, andererseits aber auf den Zeitraum eines Jahres bezogen 
werden. Der Sinn dieses doppelten Bezuges erschließt sich aus dem Kontext nicht 
sicher. Nach den  Vorstellungen des MfS wären drei Einsätze in zehn Jahren zumut­
bar. Liest man genauer, so gilt diese Beschränkung auf drei Einsätze in zehn Jahren 
nur, falls die angegebene MZD/E pro Einsatz erreicht worden ist. Liegt die Strahlen­
belastung nur geringfügig darunter, so gilt keinerlei Beschränkung für die Häufigkeit 
der »Wolke«-Einsätze innerhalb von zehn Jahren. Der Schein-Charakter der Häufig- 
keitsbeschränkung wird doppelt gesichert -  die Beschränkung sollte »in der Regel« 
gelten -  das heißt, daß man bei Bedarf durchaus auch Ausnahmen mit mehr als drei 
Einsätzen bei einer Zielperson zulassen dürfte. Es wäre danach beispielsweise auch 
abgedeckt, drei Einsätze mit einer Zielperson unmittelbar hintereinander, also inner­
halb nur eines Jahres zu machen. Damit könnte eine Strahlenbelastung bis zu 240 
mSv (3mal 80 mSv) verursacht werden. Das wäre 48mal höher als die Strahlen­
schutzverordnungen der DDR für »normale« Bürger innerhalb eines Jahres zugelas­
sen hat.

Unter Bezug auf die oben genannte zusätzliche Begrenzung der Strahlenbela­
stung in der Verordnung für Atomsicherheit und Strahlenschutz (die für alle Bürger 
der DDR galt) auf durchschnittlich 1 mSv über 50 Jahre ergibt sich folgende Bewer­
tung der Strahlenschutzüberlegungen des MfS: Bezogen auf diese über 50 Jahre ver-

104 Ebenda, Bl. 44 f.
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schmiert zulässige Strahlenbelastung würden drei MfS-Einsätze an einer Zielperson 
die für das ganze Leben eines »normalen« Bürgers in der Strahlenschutzverordnung 
der DDR festgelegte Begrenzungen um das 4,8fache überschreiten. Dabei wäre vor­
ausgesetzt, daß in diesen 50 Jahren keinerlei sonstige Strahlenbelastungen auftreten 
würden. Noch größer ist die Diskrepanz zwischen den Strahlenschutzgrundsätzen des 
MfS und den heute geltenden Grenzwerten. Der heute in der Bundesrepublik 
Deutschland vergleichbar gültige Grenzwert beträgt 0,3 mSv pro Jahr (StrlSchV 
§ 45,1)105. Er hätte nach den Vorstellungen des MfS bei der Anwendung radioaktiver 
Markierungsmittel an Zielpersonen bei einem einzigen Einsatz 267fach bzw. bei drei 
Einsätzen in einem Jahr 800fach überschritten werden können.

Ähnliche Bedenken weckt ein bereits 1974 vorgelegter Bericht des verantwortlichen 
Mitarbeiters des OTS, Dr. Leuteritz, zum Umgang mit Strahlenrelais. Dieser Bericht 
ging auf den Auftrag des 1. Stellvertreters des Ministers, Generalleutnant Bruno 
Beater, im Jahre 1972 zurück und war mit dem Ziel verbunden, drei Methoden der 
Markierung von Personen und Gegenständen unter der Verwendung von Radionukli­
den zu entwickeln. Gedacht war damals an selbstklebende Plastefolie, radioaktive 
Stecknadeln und verspritzbare radioaktive Flüssigkeiten.106 Unter dem Aspekt des 
Strahlenschutzes lagen offensichtlich die strahlenmedizinischen Erkenntnisse der 
fünfziger Jahre zugrunde. Späteren Dokumenten ist nicht zu entnehmen, daß 
die Überlegungen zum Einsatz von Strahlenrelais bis 1989 in irgendeiner Form den 
neuen strahlenmedizinischen Erkenntnissen angepaßt wurden, obwohl genügend 
wissenschaftliche Arbeiten vorlagen, die eine Revision der Grenzwerte nahegelegt 
hätten. Statt dessen ging Leuteritz indirekt selbst über die gesetzlich zugelassene 
jährliche Maximaldosis von 0,5 rem für Normalbürger hinaus, indem er mit Werten 
arbeitete, die der Gesetzgeber in einem anderen Kontext festschrieb. So erschien ihm 
die einmalige jährliche Dosis von 12 rem bei Normalbürgern zulässig, obwohl der 
Gesetzgeber diesen »maximalen« Grenzwert nur für beruflich strahlenexponierte 
Personen bei »außergewöhnlichen Situationen« bzw. in Ausnahmefällen zuließ. Aus 
diesem Wert von 12 rem leitete Leuteritz für operativ zu bearbeitende Personen 
MZD-Werte ab, die genügend Spielräume für die Lösung operativer Aufgaben ge- 
währten.

105 Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende Strahlen vom 30.6.1989, BGBl. I, 
S. 1321. In Schiwy: Strahlenschutzvorsorgegesetz, Kommentar. Starnberg 1999.

106 OTS, Abteilung 34: Bericht über den Stand der Bearbeitung der Aufgabe 347/72 (o. D.); BStU, 
ZA, OTS 1535, Bl. 143 f.
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Im einzelnen wurden für Personen folgende »maximal zulässige Dosisäquivalente 
pro Einsatz in  rem (Sv)« als gültig erklärt: 107
Für alle männlichen Personen und Frauen im Alter von mindestens 45 Jahren (gemäß 
der bereits dargestellten Gruppendifferenzierung) Gruppe I = 8 rem; Gruppe II = 12 
rem; Gruppe III = 16 rem und Gruppe IV = 40 rem. Für Frauen unter 45 und Kinder 
wurden niedrigere Grenzen festgelegt; Männer unter 45 vergessen. Gesondert wur­
den die beruflich strahlenexponierten Zielpersonen behandelt.

Rechtfertigend beruft sich Leuteritz auf die in der DDR und in der Bundesre­
publik angeblich »aus medizinischen Befunden« abgeleitete Gefährdungsdosis von 
25 rem, die er um die Feststellung einer »kritischen Dosis« von 100 rem, einer »mit­
telletalen Dosis« von 400 und einer »letalen Dosis« von 700 rem erweitert. Damit 
sollte offensichtlich das von Leuteritz selbst benannte »schwierigste« strahlen­
schutzmäßige Problem beim operativen Einsatz radioaktiver Stoffe u mgangen wer­
den, nämlich, daß »man mit dem radioaktiv markierten Objekt Dosiswerte empfan­
gen kann, die über den vom Gesetzgeber festgelegten Grenzwerten liegen«. Außer­
dem wurde eingeräumt, daß bei diesem Personenkreis »keine strahlenschutzmedizi­
nischen Kontrollen zur Anwendung kommen«108 und »die Art des Umganges mit 
dem markierten Objekt durch Personen, die von der Markierung selbst keine Kennt­
nis haben sollen und dürfen, nicht vorher detailliert bestimmbar ist.«109 Gutachter Dr. 
Pflugbeil kommt zu dem Schluß, daß sich Dr. Leuteritz mit den festgelegten Grenz­
werten »für Zielpersonen bei der Anwendung von Strahlenrelais bewußt über den 
Strahlenschutz in der DDR hinwegsetzte«.

Die Umsetzung der Vorgaben von Leuteritz findet sich in den Strahlenschutz­
abschätzungen des MfS zu den einzelnen »Wolke«-Mitteln wieder. Dazu ein Bei­
spiel: Unter der Deckbezeichnung 47100-650 verbarg sich eine flüssige Substanz,110 
die zur »Markierung von porösen, saugfähigen Oberflächen wie zum Beispiel Texti­
lien und zur Markierung von Kfz geeignet« erschien. Es handelte sich um eine wäss­
rige Lösung von Cäsiumnitrat (CsN03), die das MfS gemäß einer Sondervereinba­
rung direkt vom Zentralinstitut für Kernforschung Rossendorf bezog. 111 Dieses Mit­
tel mußte aus einer Entfernung von höchstens 2,5 m direkt auf die Oberfläche des zu 
markierenden Gegenstandes gespritzt werden. Bei Textilien war eine Entfernung des 
Mittels unmöglich. Im Falle besprühter Fahrzeuge war eine »grobe« Entfernung

107 Hptm. Fritz Leuteritz: Planaufgabe 301/72 vom 25.3.1974; BStU, ZA, OTS 2350, Bl. 97.

108 Ebenda, Bl. 93.

109 Ebenda, Bl. 83.

110 Vgl. Schlüsselblatt zum Verfahren 47100-650, GVS MfS 218, Nr. B28/81; BStU, ZA, OTS 2277, 
Bl. 68-91.

111 Ebenda, Bl. 73.
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durch Abwaschen möglich. Von einer Handwäsche wurde jedoch ausdrücklich abge­
raten. Das Markierungsmittel konnte aber auch in Hohlräume von Gegenständen 
oder auf die Innenseite von Behältnissen wie Taschen, Koffer, Brieftaschen, Etuis 
gesprüht werden, »wenn gewährleistet ist, daß Nahrungs- und Genußmittel nicht 
damit in Berührung kommen«.112 Im Einsatz gegen Personen, die wegen »strafbarer 
Handlungen« durch Markierungen überführt werden sollten, wird hinsichtlich des 
Strahlenschutzes auf solche unterschiedliche Einflüsse hingewiesen wie Körperab­
stand, Einsatzdauer im Zusammenhang mit der Halbwertzeit und die zu Beginn vor­
handene Aktivität.113 Bei einem gleichartigen Verfahren werden die zumutbaren 
Strahlenbelastungen einerseits für die MfS-Mitarbeiter und andererseits für die soge­
nannten Zielpersonen wie folgt festgelegt:

»Abstand vom Körper zulässige Dosisleistung Handhabungsvariante

3 cm < 1 mSv / Woche Hosentasche M A  MfS
3 cm < 3 mSv I Woche Jackentasche M A  MfS
30 cm < 1 mSv / Woche Aktentasche M A  MfS
3 cm < 150 mSv / Einsatz Hosentasche Zielperson
3 cm < 80 mSv / Einsatz Jackentasche Zielperson
30 cm < 80 mSv / Einsatz Aktentasche Zielperson.« 114

In mehreren Unterlagen, die Tabellen dieser Art enthalten, fehlt die Angabe zur 
»Zielperson«. Das könnte, wie Gutachter Dr. Pflugbeil einschätzt, unter dem Vorsatz 
geschehen sein, den Unterschied zwischen den MfS-Mitarbeitern und den Zielperso- 
nen bezüglich des Strahlenschutzes zu verschleiern. Gleiches trifft auf die unter­
schiedliche Dosisleistung zu, die bei den MfS-Mitarbeitern pro Woche und bei den 
Zielpersonen pro Einsatz angegeben wird. Das Resümee von Dr. Pflugbeil: »Da die 
Einsatzdauer im Bereich von Tagen oder einer Woche liegt, könne man genauso gut 
auch für Zielpersonen ,pro Woche‘ schreiben. Damit wäre man aber in der Termi­
nologie der Strahlenschutzverordnung und würde schneller merken, daß die dort ge­
nannten Dosen extrem hoch sind.«

Nicht berücksichtigt werden in den Unterlagen zu »Wolke«-Mitteln widrige 
Umstände wie etwa ein unerwarteter Windstoß, ein dazwischenlaufendes Kind, die 
Begegnung der Zielperson mit einem Kind, das er auf den Arm nimmt, daß schlecht

112 Ebenda, Bl. 74.
113 Ebenda, Bl. 86.

114 Schlüsselblatt Verfahren 47100-680, GVS MfS 218, Nr. B133/82; ebenda, BI. 108 (die dort 
angegebene alte Maßeinheit »rem« wurde in die neuere Maßeinheit »mSv« umgerechnet).
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gezielt wird und die besprühte Person einen Teil des Markierungsmittels einatmet 
oder herunterschluckt. Unklar bleibt ebenso, wie im Rahmen solcher Markierungen 
eine Berührung mit Genuß- und Nahrungsmitteln ausgeschlossen werden konnte.

3.6.2 Fallbeispiele radioaktiver Markierungen im Zusammenhang mit Personen

Das bisher Vorgefundene Material über radioaktive Markierungen läßt keinen Schluß 
über die Gesamtzahl der durchgeführten Aktionen zu. Es gibt lediglich einzelne Be­
richte aus verschiedenen Jahren, die jedoch nur fragmentarischen Charakter tragen. 
Für das Jahr 1975 lassen sich, bezogen auf die Abteilungen 26 und die Hauptabtei­
lung VIII, insgesamt über 100 Markierungen feststellen; darunter 40 Papiermarkie­
rungen, 42 präparierte Folien, 25 mit radioaktiv durchsetzten Flüssigkeiten und sechs 
mit konfektionierten Nadeln.115 Im ersten Halbjahr 1982 übergab der OTS allein an 
die Hauptabteilung VIII 31 radioaktive Markierungsmittel.116 Und in einer handge­
schriebenen Aufstellung der Abteilung 32 des OTS werden zwischen 1982 und 1989 
rund 60 radioaktive Markierungseinsätze genannt, darunter entfallen rund die Hälfte 
auf Papiermarkierungen mit dem Nuklid Sc-46 (Kennzahl 47101-320).117 Daß damit 
nicht alle Markierungsaufträge der Abteilung 32 erfaßt wurden, belegt ein Abschluß­
bericht zur Planaufgabe 22002, der allein für das Jahr 1988 insgesamt 28 derartige 
Papiermarkierungen ausweist.118

Feststellen läßt sich auch, daß die jeweiligen Markierungsmittel durch die Ab­
teilung 34 des OTS bereitgestellt wurden. Als Auftraggeber werden vor allem die 
Abteilung E des OTS (Sicherstellung der Diensteinheiten mit operativ-technischen 
Mitteln), die. Abteilungen 26 und M, die Hauptabteilungen VIII, VI und II sow ie die 
Hauptverwaltung A ausgewiesen.119 Es bleibt offen, ob es sich dabei um den Haupt­
oder um den Nachauftraggeber handelt, ob also etwa hinter den Anforderungen der 
auftragnehmenden Diensteinheiten 26, M, VIII und II des MfS Personenvorgänge 
stehen, die beispielsweise von der Hauptabteilung II oder den Abteilungen (unter 
anderem Bekämpfung von Widerstand und Opposition) bearbeitet wurden. Für den 
Einsatz der »Wolke«-Mittel durch Kreis- und Objektdiensstellen waren bis 1985 die 
selbständigen Referate E und danach die Abteilungen OTS der jeweiligen Bezirks­
verwaltung in Zusammenarbeit mit der Abteilung 26 zuständig.

115 Handschriftliche Aufzeichnungen; BStU, ZA, OTS, Bdl. 251.

116 Handschriftliche Aufzeichnungen; BStU, ZA, OTS 2245, Bl. 173-177.

117 Vgl. Planaufgabe 21106 vom 20.1.1989; BStU, ZA, OTS 2303, Bl. 57-67 sowie handgeschriebe­
ne Zusammenstellung 1982-1989; BStU, ZA, OTS 2301, Bl. 126-128.

118 Abschlußbericht OTS, Abteilung 32, vom 20.12.1988; BStU, ZA, OTS 2245, Bl. 154 ff.

119 Vgl. Berichte 1982 bis 1987; BStU, ZA, OTS, Bdl. 2655 sowie Bericht über Zuarbeit zur Jahres­
analyse vom 10.11.1983; BStU, ZA, OTS, Bdl. 2008.
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Ein praktischer Fall, der auch in der Berichterstattung der Medien Niederschlag 
fand, verdeutlicht den Verfahrensweg. Es handelt sich um den Fall des Dr. Manfred 
Ludwig aus Jena. Bei ihm witterte die Staatssicherheit Westkontakte und die Gefahr, 
daß geheime Unterlagen an Westagenten gelangen könnten. Durch die radioaktive 
Markierung untergeschobener Unterlagen hoffte man, Dr. Ludwig überführen zu 
können. Im einzelnen spielte sich der Vorgang wie folgt ab: Am 15. Dezember 1978 
wurde laut Auftrag S/196/78 (liegt nicht vor) operativ präpariertes Material von der 
Abteilung 26 der Bezirksverwaltung (BV) Gera an die Objektdienststelle Zeiss Jena 
übergeben. In einem Protokoll, sowohl von zwei Vertretern der Bezirksverwaltung 
Gera, Oberstleutnant Bauch und Oberleutnant König, als auch von einem Mitarbeiter 
der Objektdienststelle (OD) Zeiss Jena, Hauptmann Hartlieb, unterzeichnet, wird die 
Übergabe des Markierungsmittels bestätigt.120 Das Material wurde von der Abteilung 
32 des OTS in Berlin präpariert, und zwar mit dem »Wolke«-Mittel 113 (Scandium- 
clorid) zur radioaktiven Markierung von Papier. Die Rückgabe des »Wolke«-Mittels 
war über die Abteilung 26 der BV Gera vorgesehen. Ausdrücklich wurde darauf hin­
gewiesen, daß die Anwendung dieses radioaktiven Präparates in der Arbeit des Mini­
steriums für Staatssicherheit streng geheimzuhalten ist und »inoffizielle Mitarbeiter 
über diese Anwendung nicht zu informieren« sind. Hinsichtlich der Belange des 
Strahlenschutzes wurde die folgende Tabelle aufgestellt:

»für operative Mitarbeiter operativ zu bearbeitende Person

Hosentasche unzulässig 5,5 Stunden /  Woche
Jackentasche 0,2 Stunden / Woche 10,2 Stunden I Woche
Aktentasche 7,0 Stunden / Woche 500 Stunden/Einsatz
Abstand 1 m 70 Stunden ohne Einschränkung
Abstand 2  m 300 Stunden ohne Einschränkung.121«

Die bereits erwähnte, vom MfS schon in den Grundsatzdokumenten vorgenommene 
Unterscheidung zwischen Mitarbeitern des MfS und operativ zu bearbeitende Perso­
nen findet sich in diesem Fall wieder. Als Maß wurden die Umgangszeiten mit dem 
markierten Material angegeben, die nach Ansicht des MfS zulässig sind. Für den 
Transport wurde vorgeschrieben, das markierte Material im Kofferraum des Pkw 
unterzubringen. Die Objektdienststelle Zeiss verpflichtete sich, die Sicherheit dieses 
Präparates sowie die termingerechte Rückgabe zu gewährleisten: Das Material durfte 
nicht über die Grenzen der DDR und nicht einmal in die Nähe von Grenzkontroll-

120 BV Gera, Abteilung 26: Protokoll der Übergabe radioaktiven Materials an die Objektdienststelle 
Zeiss Jena vom 14.12.1978; BStU, ASt Gera, 180/85, Teil I, Bd. 2, Bl. 43 f.

121 Ebenda.



35

punkten gelangen. Es wurde angegeben, daß die Strahlungsreichweite des Mittels in 
der Einsatzzeit 6,5 m beträgt und sogar durch die Wände eines Stahlpanzerschrankes 
noch in 2 m Entfernung nachweisbar ist. Nach Erinnerungen von Dr. Ludwig,122 
übergab er die ihm vom MfS untergeschobenen Dokumente sofort seinem Chef, weil 
sie offenkundig keinen Bezug auf sein Arbeitsgebiet zuließen. Damit war der Fall 
erledigt. Eine Strahlenbelastung von Dr. Ludwig durch die kurzzeitig in den Händen 
gehaltenen radioaktiv markierten Unterlagen, läßt sich -  so Gutachter Dr. Pflugbeil -  
infolge dieses Ablaufes mit großer Wahrscheinlichkeit vernachlässigen.

Ein vergleichbar lückenlos dokumentierter Fall konnte von der Projektgruppe 
im Rahmen ihrer bislang verfolgten Aufgabenstellung nicht ausgemacht werden. 
Allerdings förderten die Recherchen in den Beständen des OTS in Berlin eine Reihe 
von Berichten zu Tage, die Markierungsvorgänge mit radioaktiven Substanzen frag­
mentarisch erfassen.

Hierzu einige Beispiele:
• Im Jahre 1985 kam es zu einem Einsatz, der zur Aufklärung des Diebstahles von 

Westgeld führen sollte.123 Unter den Verdächtigen befand sich auch eine 
schwangere Frau. Um dem Diebstahl auf die Spur zu kommen, wurden 5 DM- 
Scheine mit einer radioaktiven Substanz markiert. Für die Entwendung durch die 
Verdächtige waren 20 Minuten und für die Aufdeckung des Diebstahls maximal 
eine Stunde vorgesehen. Unter diesen Prämissen, so wurde festgestellt, würden 
die Strahlenschutzbestimmungen eingehalten. Da keine weiteren Unterlagen zum 
Vorfall gefunden wurden, muß offenbleiben, ob die Aktion tatsächlich und plan­
mäßig abgelaufen ist.

• Die radioaktive Markierung von Geldscheinen und deren Ergebnis ist in einem 
weiteren Fall belegt.124 Er dokumentiert einen geradezu kriminell fahrlässigen 
Umgang des MfS mit radioaktiven Substanzen. Aufgedeckt und nachgewiesen 
werden sollte der Diebstahl von Westgeld aus Postsendungen. Dazu präparierten 
Mitarbeiter des OTS am 4. Mai 1988 20 5 DM-Scheine mit dem »Wolke«-Mittel 
113 (jeweils belastet mit einer Aktivität von 60 uCI), steckten sie in Briefkuverts 
und schickten sie einen Tag später, wie es heißt, »operativ in den Postkanal«. 
Tatsächlich konnte ein Mitarbeiter der Post des Diebstahls überführt und festge­
nommen werden. Es konnten bei ihm aber nur acht der. zwanzig präparierten

122 Wiedergegeben gegenüber Dr. Pflugbeil.

123 Vgl. handschriftliche Ausführung von der Abteilung 26 vom 8.8.1985; BStU, ZA, OTS, 
Bdl. 2655, S. 1 f.

124 Bericht des OTS vom 31.5.1988 über ein Vorkommnis der SA 88/7007; BStU, ZA, OTS, 
Bdl. 2655, S. 1-8.
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Geldscheine sichergestellt - werden. Zwölf der kontaminierten 5 DM-Scheine 
blieben verschwunden und gaben den beteiligten MfS-Mitarbeitern Anlaß zu ei­
nigem Kopfzerbrechen. Ihren Berechnungen zufolge verursachte das Tragen auch 
nur eines dieser Scheine am Körper über einen Zeitraum von drei Monaten eine 
Belastung von 200 rem, »was insbesondere im Gonadenbereich spätere Wirkun­
gen bei Jugendlichen verursachen könnte«.125 Diese Dosis würde jedoch, so heißt 
es, innerhalb eines Jahres infolge der Zerfallszeit auf 16 rem sinken und wäre da­
nach »aus unserer Sicht ungefährlich«.126 Andererseits mußte eingeräumt wer­
den, daß alles auch davon abhing, wie die betreffenden Personen mit den Schei­
nen umgingen. Würde eine Person mehrere dieser Scheine am Körper tragen, so 
bestünde die Gefahr einer »vervielfachten« Belastung und »von Spätschäden an 
begrenzten Körperteilen«.127 Wenn man in Rechnung stellt, daß die radioaktiv 
markierten Geldscheine möglicherweise auch in die Hände von Kleinkindern 
oder schwangeren Frauen fallen konnten, so muß diesem Markierungsverfahren 
ein gemeingefährlicher Charakter bescheinigt werden. Ob die Bemühungen des 
MfS, die zwölf fehlenden radioaktiv präparierten Geldscheine wieder aufzufin­
den, Erfolg hatten, ist nicht dokumentiert -  und das spricht eher für ein negatives 
Ergebnis.

• In einem weiteren Fall von Papiermarkierungen ging es um die Aufklärung eines 
Sabotageverdachtes. Ein. Entwicklungsingenieur. in einem Volkseigenen Betrieb 
geriet- in Verdacht, eine westdeutsche Vertragsfirma mit Informationen zu ver­
sorgen, die zum Nachteil der ostdeutschen und zum Vorteil. der westdeutschen 
Firma gereichte. Um den Entwicklungsingenieur zu überführen, wurden ihm vier 
Dokumente zugespielt, die zuvor radioaktiv präpariert (»Wolke«-Mittel 113) 
worden waren.128 Die Rechnung des MfS ging auf. Mit Hilfe der radioaktiven 
Markierung konnte nachgewiesen werden, daß der Entwicklungsingenieur die 
Dokumente in Besitz und mit nach Hause nahm und sie dort einem Westberliner 
übergab.129 Die Dosis von jeweils 450 uCi (gesamt 1,9 mCi) war so stark, daß 
auch »von außen [...] in der Wohnung gearbeitet« werden konnte.130 Außerdem

125 Ebenda, S. 5.

126 Ebenda, S. 2.

127 Ebenda, S. 3 f.

128 Handschriftlich verfaßte persönliche Information von der Abteilung 34, Referat 2, des OTS für 
den Leiter des OTS vom 30.5.1986; BStU, ZA, OTS 2245, Bl. 195 f. Vgl. auch Schreiben der BV 
Berlin, Abteilung IX, an den Leiter des OTS vom 23.6.1986 (handgeschrieben); BStU, ASt Ber­
lin, AU 5243/88, Bd. 1, S. 170 f.

129 Ebenda, Bl. 195.

130 Ebenda und handschriftliche Aufgabenstellung für SA 22002/II/08 (o. D. und Urheber); BStU, 
ZA, OTS 2245, Bl. 197.
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wurde, wie es heißt, »der infolge der KKW-Havarie [gemeint ist offensichtlich 
Tschernobyl] erhöhte Strahlungsuntergrund [...] rechnerisch berücksichtigt.«131 
Am selben Tag wurden der Entwicklungsingenieur und seine Frau in der Woh­
nung und der Westberliner eine Stunde später an der Grenzübergangsstelle über­
führt und festgenommen. Der Einsatz der bereitgestellten »Wolke-Mittel« lag in 
der Regie der Abteilung 26. Der Erfolg brachte Hauptmann Thielemann, der als 
Mitarbeiter des OTS die praktische Markierung durchführte, noch am selben Tag 
einen Prämienvorschlag in Höhe von 400 Mark ein.132

• Ein anderer Vorgang verweist auf die Bandbreite der vom MfS bereitgehaltenen 
Anwendungsmethoden. Der Fall ereignete sich im Februar 1987 und betraf ein 
Zwillingspaar.133 Eine Schwester hatte Antrag auf besuchsweise Ausreise in die 
Bundesrepublik gestellt. Die andere durfte aus »operativen Gründen« nicht aus­
reisen, weil der »Schwiegervater eine höhere Position innehatte«. Das MfS hatte
den Verdacht, daß sich die beiden schwer auseinanderzuhaltenden Schwestern zu 
einem Rollentausch entschließen könnten. Darum plante man, eine der Schwe­
stern mit radioaktiven Substanzen zu besprühen, um am Grenzübergang Bahnhof 
Friedrichstraße im Rahmen einer »Personenidentifizierung« gegebenenfalls zu 
verhindern, daß die »falsche« Schwester ausreist. Dazu wurden zwei Mitarbeiter 
der Hauptabteilung VIII/10 des MfS zur Handhabung der Spritze eingewiesen. 
Der Plan wurde schließlich aufgegeben, weil man zwischenzeitlich festgestellt 
hatte, daß eine »eindeutige Unterscheidung durch andere operative Mittel mög­
lich war«.134

• Offensichtlich blieb auch der Bundesnachrichtendienst von markiertem Papier 
durch das MfS nicht verschont. Aus einem Schreiben der Hauptabteilung II des
MfS an die Abteilung 34 des OTS geht hervor, daß dem BND »auftragsgemäß« 
eine Briefmappe mit einem »konspirativ markierten« Briefbogen übergeben wer­
den sollte.135 Die Ausführung des Auftrages wurde handschriftlich bestätigt.136 
Daß es sich dabei höchstwahrscheinlich ebenfalls um eine radioaktive Markie­
rung handelte, dafür spricht der Auftragnehmer, die Abteilung 34 des OTS.

131 Ebenda, Bl. 195.

132 Ebenda, BI. 196.

133 Handschriftliche Ausführung vom 15.2.1987; BStU, ZA, OTS, Bdl. 2653, 2 S.

134 Ebenda, S. 2.

135 Schreibender HA II/5 an die Abteilung 34 des OTS vom 22.6.1983; BStU, ZA, OTS 2390, BI. 1.

136 Ebenda.
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• Der Fall Rudolf Bahro
Welche Möglichkeiten das MfS nutzte, um mit Hilfe radioaktiver Markierungen 
Systemgegner und ihre Verbindungen aufzuspüren, das wird durch ein konkretes 
Fallbeispiel aus einer Arbeit der Juristischen Hochschule des MfS aus dem Jahre 
1979 ersichtlich. Dabei ist der Bezug zu Rudolf Bahro, wenn er in dieser Arbeit 
auch nicht namentlich genannt wird, unverkennbar.137 Es ist die Rede von mehre­
ren Exemplaren einer 300seitigen Konzeption (das Manuskript Bahros »Zur Kri­
tik des real existierenden Sozialismus« umfaßte 321 Seiten), die laut einem Spit­
zelbericht zunächst in einem Versteck ausgelagert wurden, um sie dann als Pa­
kete »mit unterschiedlichem Packpapier, Bindfaden und Briefmarken« an einen 
Kreis von Personen in der DDR, in Osteuropa und in der Bundesrepublik zu 
versenden. Der Tag des Versandes blieb ungewiß. Die »radioaktive Markierung 
der Exemplare«, so heißt es weiter, erfolgte »mit Hilfe der Technischen Untersu­
chungsstelle«: Dadurch konnten »die Pakete bei der Abteilung M [Postkontrolle 
durch das MfS] und Postzollfahndung erkannt und sichergestellt« und »die Ver­
bindungen der bearbeiteten Person zu sogenannten Dissidenten in den sozialisti­
schen Ländern und den feindlichen Zentren, Organisationen, Einrichtungen und 
Kräften im Operationsgebiet [Bundesrepublik] erfaßt und nachgewiesen« sowie 
»die spurenkundliche Untersuchung der Postsendungen nach Fingerspuren und 
anderen biologischen Objekten wie Speichel, Haare vorgenommen- werden, um 
damit den Tatbeitrag weiterer Personen zu dokumentieren.«138 Im Operativen 
Vorgang »Konzeption«, der gegen Bahro gerichtet war, finden sich Hinweise auf 
diesen Sachverhalt. In einem Bericht vom 25. August 1977 ist von »sicherge- 
stellten Materialien, die von Bahro verschickt wurden« sowie vom Ergebnis ein­
geleiteter politisch-operativer Kontrolle und Überwachungsmaßnahmen »zur 
Verhinderung der Verbreitung feindlicher Materialien von Bahro, unter Ausnut­
zung persönlicher Verbindungen oder des Postweges« die Rede.139 Hiernach 
konnten am 23. und 24. August 1977 insgesamt 17 Sendungen »sichergestellt 
werden«. Darunter befanden sich neun Sendungen, die die Abteilung Postzoll­
fahndung konfiszierte, drei Sendungen, »die von IM übergeben« wurden und 

namentlich genannte Empfänger, die die Sendung abgaben.140 Es bleibt o f­

137 Vgl. OSL Erich Falz u. a.: Die Qualifizierung der politisch-operativen Arbeit des MfS zur vor­
beugenden Verhinderung und Bekämpfung der gegen die Staats- und Gesellschaftsordnung der 
DDR gerichteten politischen Untergrundtätigkeit vom März 1979; BStU, ZA, JHS 21886, Bde. 1­
4, hier 1: Die Qualifizierung vom März 1979; ebenda.

138 Ebenda, Bd. 1, S. 66.

139 Bericht (ohne Angabe des Urhebers) vom 25.8.1977 über sichergestellte Materialien, die von 
Bahro verschickt wurden; BStU, ZA, AOP 17596/81, Bd. 11, Bl. 348.

140 Ebenda, Bl. 348 f. Vgl. auch »Information der Hauptabteilung XVIII zu Reaktionen über das 
staatsfeindliche Auftreten von Rudolf Bahro vom 24.8.1977 sowie der Hauptabteilung
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fen, ob die acht offensichtlich angekommenen Sendungen »durchrutschten« und 
markierte Exemplare enthielten oder ob das MfS in Kenntnis der Sachlage he­
rausfinden wollte, wie sich die Empfänger anschließend verhalten.

• Der Fall Jürgen Fuchs
Der im Jahre 1987 von der Hauptabteilung VIII des MfS gegen Jürgen Fuchs 
eingeleitete Markierungsauftrag erscheint vor dem Hintergrund der dargestellten 
Markierungspraxis des MfS hinsichtlich von Manuskripten in einem neuen Licht. 
Obwohl dieser Auftrag gegenüber dem Westberliner Spitzel »Genua« zurückge­
zogen wurde und das bisher vorgefundene Material keinerlei Anhaltspunkte über 
Art und Ziel der Markierung bietet, dürfte die Versuchung des MfS groß gewesen 
sein. Durch die radioaktive Markierung seiner Schriften hätte die Möglichkeit be­
standen, alle östlichen Verbindungswege und Gesinnungsfreunde von Jürgen 
Fuchs »aufzuklären« und auf diesem Wege gleichzeitig den herbeigewünschten 
Nachweis zu liefern, daß die innere Opposition durch den Westen gesteuert wür­
de. Bedenklich erscheint in diesem Zusammenhang auch der. Plan der Hauptab­
teilung VIII, 1983 durch den IM »Genua« im Entlüftungsschacht unter der 
Hauseingangstür von Jürgen Fuchs einen »erforderlichen Gegenstand für eine 
spezifische Maßnahme« anbringen zu lassen.141 In einer OTS-Studie zur Anwen- 
dung radioaktiver Mittel aus dem Jahre 1979 ist nachzulesen, daß das MfS, »um 
radioaktiv markierte Personen« unter Kontrolle zu halten, an deren Haustür kon­
spirativ ein Strahlenrelais anbringen, wollte.142

Die Frage, ob und in welchem Maße radioaktive Markierungen tatsächlich gesund­
heitsschädigende Folgen verursachten, kann natürlich nur dann mit letzter Gewißheit 
beantwortet werden, wenn der jeweilige Vorgang bis in alle Einzelheiten, vor allem 
hinsichtlich des verwendeten Nuklids und der Intensität und Dauer der Berührung 
mit dem jeweiligen Betroffenen, nachvollzogen werden kann. Dabei ist einerseits zu 
bedenken, daß das MfS bei solchen Vorgängen darauf zu achten hatte, die Strahlen­
belastung aller Beteiligten möglichst gering zu halten. Andererseits war aber eine 
Dosis erforderlich, die den Geigerzähler zu einem zuverlässig feststellbaren Meßaus- 
schlag bringen mußte. Im Falle des Bahro-Manuskriptes galt es, auch verschiedenste 
Verpackungsmaterialien ins Kalkül zu ziehen. Eine gesundheitliche Gefährdung war 
nach Ansicht des Gutachters, Dr. Pflugbeil, beispielsweise für den Fall gegeben, daß

über Reaktionen und Aktivitäten von Personen, die im Zusammenhang mit den Maß- 
nahmen gegen Bahro angefallen sind, vom 25.8.1977; ebenda, Bd. 9, Bl. 24-26 und 28 f.

141 HA VIII: Bericht zur spezifischen Aufklärung »F« vom 24.5.1983; BStU, ZA, IM-Akte »Genua« 
A/377/81, Teil II, Bd. 3, Bl 144-149.

142 OTS: Handschriftliche Studie Einsatz radioaktiver Markierungsmittel von 1979; BStU, ZA, 
OTS, Bdl. 1981, S. 23.
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Bahro die genannten 17 radioaktiv markierten Manuskripte selbst verpackt hätte, 
dabei mehrfach mit radioaktiven Substanzen auf den Deckblättern in Berührung ge­
kommen wäre und die so verpackten Briefe nach einem selbst durchgeführten mehr­
stündigen Transport in der eigenen Aktentasche in verschiedene Briefkästen gewor­
fen hätte. Falls die Markierung jedes einzelnen Exemplars des Manuskriptes vom 
MfS als eigener Einsatz aufgefaßt worden wäre, so hätte Rudolf Bahro im Extremfall 
nach den Grenzwerten des MfS mit 136 rem (17 Briefe/Einsätze mit jeweils 8 rem) 
belastet werden können, was einer »äußerst bedenklichen Größenordnung« entspre­
chen würde.143

3.7 Der konspirative A uftrag als Rechtfertigung zur Umgehung von Strah­
lenschutzbestimmungen

Daß sich die verantwortlichen Mitarbeiter des MfS durchaus über die Widersprüche 
zu den gesetzlichen Strahlenschutzregelungen im klaren waren, kann sowohl der 
Begründung von Ausnahmeregelungen als auch der Bezugnahme auf gesetzliche 
Strahlenvorschriften entnommen werden. So wurden Räume des OTS, die unter an­
derem für die Bearbeitung nuklearer Rohstoffe genutzt wurden, nicht mit den gefor­
derten Warnzeichen versehen, weil das »der aus operativer Sicht notwendigen Kon­
spiration an das Arbeitsvorhaben« widersprochen hätte. Gleiches traf auf den Trans­
port der nuklearen Substanzen zu. Die an den Fahrzeugen anzubringenden gesetzlich 
geforderten Warnzeichen fielen der Begründung zum Opfer, daß durch eine solche 
Kennzeichnung sowohl die »inoffiziellen Beschaffungen« derartigen Materials als 
auch »das Arbeitsvorhaben dem zivilen Bereich offengelegt werden könnte«.144 Die 
Ausnahmegenehmigungen wurden durch den hauptverantwortlichen Arzt für den 
Strahlenschutz im MfS, Dr. Driese, erteilt.145

Als im Herbst 1988 eine neue gesetzliche Anordnung über Bauartzulassungen 
von Strahleneinrichtungen, verschlossenen Strahlenquellen und von Mitteln zur Ge­
währleistung des Strahlenschutzes und der nuklearen Sicherheit in Kraft trat,146 kam 
es beim OTS zu besorgten Reaktionen und Ausweichmanövern, weil davon »eine 
Vielzahl von Mitteln betroffen« waren, »die sich als operative Technik in den 
Diensteinheiten, wie der HV A, der Hauptabteilung VI, der Hauptabteilung PS [Per-

143 Zu bedenken ist, daß bei Rudolf Bahro bereits in den sechziger Jahren Leukämie diagnostiziert 
wurde.

144 Antrag von Major Fritz Leuteritz auf Ausnahmegenehmigung zum Genehmigungsverfahren 
T4/80 vom 29.11.1983; BStU, ZA, BCD 2648, Bl. 114 ff.

145 Antwortschreiben von Horst Driese vom 9.2.1984; ebenda, BI. 116.

146 Anordnung über die Bauzulassung von Strahleneinrichtungen, verschlossenen Strahlenquellen 
und von Mitteln zur Gewährleistung des Strahlenschutzes und der nuklearen Sicherheit vom 
19.10.1988. In: GBl. I der DDR 1988, Nr. 24 vom 30.11.1988.
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sonenschutz], der Abteilung 26 im Einsatz« befanden.147 Aufgeführt werden »circa 
10 Stck.« festinstallierte Technik an den Grenzübergangsstellen zur Bundesrepublik, 
spezielle Röntgeneinrichtungen zur Durchstrahlung von Mauerwerk und Schlössern 
sowie kleine transportable Röntgeneinrichtungen und Strahlenschranken.148 Diese 
Einrichtungen wurden, wie festgestellt, durch eine Spezialistengruppe im OTS auf 
der Grundlage der gültigen gesetzlichen Verordnungen konzipiert, konstruiert und im 
OTS bzw. bei zivilen Kooperationspartnern ohne Kenntnis der Anwendung ge- 
baut.149 Anträge auf eine Bauartzulassung beim Staatlichen Amt für Atomsicherheit 
und Strahlenschutz (SAAS) wurden und konnten »nicht gestellt« werden, da es sich, 
wie es heißt, »um konspirativ zu handhabende Technik« handelte die ansonsten »of­
fengelegt werden müßte«.150 Die Bauartzulassung für diese Einrichtungen sei -  so 
heißt es weiter -  1983 global durch die Strahlenschutzkommission des MfS ohne 
Detailkenntnisse erteilt worden. Die Genehmigung hätte angeblich auch die konspi­
rative radioaktive Markierung von Gegenständen und Personen eingeschlossen. Al­
lerdings, so wurde eingeräumt, würden diese Markierungen »nicht in jedem Falle in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmungen« liegen, »jedoch Gesund­
heitsschädigungen von Personen bei ordnungsgemäßem Umgang und Einhaltung der 
Vorgaben« ausschließen.151 Plädiert wird für eine »brauchbare interne Regelung zur 
Bauartzulassung derartiger Einrichtungen im MfS«, die mit dem SAAS »bei Erfor­
dernis« abgestimmt werden müsse.152

Die konspirative Umgehung von Genehmigungen reichte sogar teilweise bis in 
die eigenen Reihen des MfS hinein. Dies ist für zwei 1984 beschlossene Arbeitsvor­
haben der Abteilung 31 des OTS belegt. Das eine betraf die Entwicklung und Ein­
richtung der sogenannten Technik V, die die Personenfahndung mittels Durchleuch­
tung von Fahrzeugen beim grenzüberschreitenden Verkehr effektiver machen sollte. 
Die zweite betraf die Fertigung einer transportablen Gammaradiographieeinrichtung. 
Der Leiter des OTS, Major Schmidt, bestätigte den Vorschlag des Strahlenschutzbe­
auftragten, Major Dr. Leuteritz, auf ein »Genehmigungsverfahren über die Strahlen­
schutzkommission« des MfS zu verzichten, da es sich »um operative Technik han­
delt, die in beiden Fällen einer relativ hohen Konspiration unterliegt«.153

147 Schreiben von Major Fritz Leuteritz vom 4.1.1989; BStU, ZA, OTS 2222, BI. 1.
148 Ebenda.
149 Ebenda.

150 Ebenda.
151 Ebenda, Bl. 2.
152 Ebenda.

153 Protokoll des Strahlenschutzbeauftragten des OTS, Major Fritz Leuteritz, vom 10.9.1984; BStU, 
ZA, OTS 2325, Bl. 98 ff., hier 99.
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4 Erkenntnisse und offene Fragen

Die Recherchen und Untersuchungen der Projektgruppe haben zunächst die Vermu­
tung bestätigt, daß das MfS über theoretisch nahezu unbeschränkte Möglichkeiten 
verfügte, politischen Gegnern der DDR gesundheitliche Schäden mit Langzeitwir­
kung zuzufügen. Erste Anhaltspunkte dazu lieferte die sogenannte TOXDAT-Studie 
des MfS-Mitarbeiters Dr. Katzung. Ein zweiter Ansatzpunkt ergab sich aus den Re­
cherchen in den Beständen des Bewaffneten Chemischen Dienstes (BCD) des MfS: 
In den unerschlossenen Beständen wurde ein Umschlag gefunden, auf dem hand­
schriftlich vermerkt war: »Mit Gift beschichtetes Papier«. Der Umschlag war leer, 
aber vielfältige Möglichkeiten, Gifte derart einzusetzen, bestanden für das MfS zwei­
fellos, verfügte dieser Apparat doch en masse über Gifte aller Kategorien.154 Das traf, 
wie wir nun wissen, auch auf eine Vielzahl radioaktiver Substanzen zu. Gleichzeitig 
hatte das MfS Zugang zu biologischen Mitteln. So interessierte es sich unter anderem 
für Tollwutviren, suchte einen Gerichtsmediziner als Fachspezialisten aus und ar­
beitete mit ihm auf konspirativer Ebene zum Zwecke der operativen Nutzung derar­
tiger Viren zusammen.155 Schließlich verfügte das MfS mit dem dargestellten Gam- 
madefektoskopier-Gerät über Strahler, die man im Vergleich zu den in den Untersu­
chungshaftanstalten vorgefundenen Röntgengeräten weit besser zur zielgerichteten 
Verstrahlung von politischen -Untersuchungshäftlingen hätte einsetzen können.

Es konnte bisher allerdings kein konkreter Hinweis darauf gefunden werden, 
daß d a s  MfS mit derartigen Geräten oder herkömmlichen Röntgenstrahlern oder mit 
radioaktiven Substanzen -  verpacktin »Wolke«-Mitteln -  politischen Gegnern vor­
sätzlich bzw. zielgerichtet gesundheitlichen Schaden zufügen wollte. Auch die vom 
Offizier im besonderen Einsatz des MfS, Dr. Katzung, erarbeitete TOXDAT-Studie 
läßt - sich nicht einfach -  so das gutachterliche Resümee Dr. Pflugbeils -  »als wirk­
same Hilfe« bzw. als Anleitung zu schwerer Körperverletzung oder gar zum Mord 
interpretieren. Dazu lägen die Erkenntnisse Katzungs auch weit hinter dem bereits 
zur Zeit der Entstehung der TOXDAT-Studie international frei verfügbaren Fachwis­
sen über die Wirkung von Radionukliden auf den Organismus zurück.156

Wenn die durchgesehenen Akten auch keinen Nachweis auf einen zielgerich­
teten mißbräuchlichen Einsatz von Röntgengeräten im Rahmen der Untersuchungs­
haft liefern, so bleiben doch einige Fragen offen, die ein abschließendes Urteil aus­

154 Vgl. Verzeichnis der Gifte im OTS von 1979; BStU, ZA, OTS 2232, BI. 3 ff.

155 Vgl. IMS »Harald Bär«; BStU, ASt Schwerin, AIM 1295/89, Bd. 1, Bl. 3 ff.

156 Es bleibt dennoch unumstritten, daß das MfS nicht davor zurückschreckte, zielgerichtet Gifte zur 
Tötung von politischen Gegnern einzusetzen -  wie im Fall des Fluchthelfers Dr. Wolfgang 
Welsch geschehen und auch gerichtlich bestätigt. Vgl. Wolfgang Welsch: Widerstand und MfS 
im SED-Staat, Schwerin 1999.
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schließen. Die Untersuchungsergebnisse von Gera können insofern nicht einfach auf 
andere Untersuchungshaftanstalten übertragen werden, als die auslösenden Fälle 
(Fuchs, Pannach und Bahro) nicht in der Untersuchungshaftanstalt in Gera, sondern 
in der Untersuchungshaftanstalt des MfS in Berlin-Hohenschönhausen angesiedelt 
waren.

Die Berichte von Untersuchungshäftlingen des MfS über besondere Gescheh­
nisse im Rahmen der erkennungsdienstlichen Behandlung lassen zwar mit relativ 
großer Wahrscheinlichkeit die Deutung auf einen Mißbrauch von Strahlern durch das 
MfS nicht zu, schließen aber Ungewißheiten nicht aus.

Grundsätzliche Bedenken bestehen jedoch in einer anderen Richtung: Un­
bestritten ist, daß alte sowie nicht ordnungsgemäß eingestellte oder gar defekte Ge­
räte Überdosen von Strahlen auslösen können. Auch durch die Art und Weise, wie 
Ärzte in der Röntgendiagnostik ihre Handlungsspielräume nutzten, konnte das Risiko 
erhöht werden. Wenn sich ein Arzt nur bei einigen dieser Spielräume ungünstig ent­
schied, konnte das bereits zu einer erheblichen Erhöhung der Strahlendosis für den 
Patienten führen.157 Daß in der medizinischen Versorgung der Untersuchungshäftlin­
ge nicht alles zum Besten stand, darauf verweisen auch selbstkritische Töne des MfS, 
wenn -  wie in den siebziger Jahren geschehen -  von einer unzulänglichen »Anlei­
tung und Kontrolle der Medizinischen Punkte in den Abteilungen XIV der Bezirks- 
Verwaltungen«, die strukturell dem Medizinischen Dienst zugeordnet waren, die. Re­
de ist.158 So steht fest, daß es offensichtliche Verletzungen von Strahlenschutzbe­
stimmungen beim Umgang mit Röntgengeräten in den Untersuchungshaftanstalten 
des MfS gab. Mögliche Strahlenschäden waren so nicht ausgeschlossen. Das traf 
freilich nicht nur auf Häftlinge, sondern auch auf das Bedienungspersonal zu. Doch 
bestehen zwischen diesen beiden Gruppen wesentliche Unterschiede. Das Bedie­
nungspersonal von Röntgengeräten gehörte zu den sogenannten strahlenexponierten 
Personen. Das heißt, daß sie nicht nur wußten, welchen Gefahren sie ausgesetzt wa­
ren (das belegt auch die Gefahrenzulage), ihnen kam auch eine regelmäßige gesund­
heitliche Kontrolle und Fürsorge zugute.

Bei den politischen Häftlingen war das anders. Sie galten als »kriminelle Ele­
mente«, die gegen Staat und Partei eingestellt waren. Die Gefängnisstrafe galt als 
geeignetes Mittel, sie kaltzustellen und zu disziplinieren. Entsprechend sah ihre Be­
handlung in den Untersuchungshaftanstalten aus. Sie war vor allem durch hohe psy­
chische Belastungen, durch Bewegungsarmut, Entzug von Tageslicht und durch vit­
aminarme Kost geprägt. Den Unmut des MfS-Personals bekamen ganz besonders

157 Vgl. Böttcher, H. v.: Abschätzung der Knochenmarkdosis bei weit zurückliegenden Röntgenun­
tersuchungen. Kiel 1992.

158 Protokoll der Abteilungsleiterbesprechung im ZMD vom 13.3.1976; BStU, ZA, ZMD 350, Bl. 5.
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diejenigen zu spüren, die als aufmüpfig und/oder unverbesserlich galten. Die men­
schenunwürdige Behandlung mußte ihr Immunsystem schwächen. So bestand bei 
politischen Häftlingen jederzeit die Gefahr, daß sie selbst bei der Verabreichung ge­
setzlich zulässiger Strahlendosen gesundheitlichen Schaden erlitten.

Unbestritten dürfte gleichfalls sein, daß die Ausarbeitungen des OTS (Dr. 
Leuteritz) über Strahlengrenzwerte von Geräten und radioaktiven Substanzen zum 
operativen Einsatz gegen Personen grundsätzlich Maßstäbe für die Strahlenschutz­
praxis des MfS setzten, die jedoch durch die Strahlenschutzbestimmungen der DDR 
nicht gedeckt waren.

Besondere Bedeutung kommt solchen Verstößen im Rahmen radioaktiver 
Markierungen zu, die Personen mit radioaktiven Substanzen in Berührung brachten. 
Auch wenn in diesen Fällen kein Nachweis vorliegt, daß mit diesen Methoden ziel­
gerichtet bzw. vorsätzlich Menschen gesundheitlich geschädigt werden sollten, so 
schließt das nicht aus, daß die Berührungen mit derartigen radioaktiven Substanzen 
bei den Betroffenen gesundheitliche Schäden hervorriefen. In diesem Zusammen­
hang stimmt es bedenklich, daß auffällig viele Krebserkrankungen bei systemkriti­
schen Personen auftraten, die das SED-Regime mit ihren Schriften attackierten (Ru- 
dolfBahro, Gerulf Pannach, Jürgen Fuchs, Jurek Becker, Volker Braun).

5 Weiterführende Schlußfolgerungen

1. Die eigenständigen Grenzwertbestimmungen des MfS im Strahlenschutz und der 
darauf beruhende Einsatz radioaktiver Stoffe für die operative Arbeit des MfS 
verlangen nach Aufklärung über das Verhältnis zwischen Gesetzgeber und dem 
Staatliches Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz (SAAS), der Staatssi­
cherheit und dem Institut für Kernforschung Rossendorf. Es muß dabei besonders
der Frage nachgegangen werden, ob und inwieweit die konspirativen Vereinba­
rungen, so beispielsweise die vom SAAS gegenüber dem MfS erteilten »globa­
len« Genehmigungen, von der Strahlenschutzgesetzgebung der DDR gedeckt wa­
ren. Verwundern muß, daß die jährlichen Kontrollberichte des SAAS, die in den 
Beständen des MfS gefunden wurden, keinerlei Hinweise auf Vorkommnisse 
beim MfS enthalten. Es bedarf also offensichtlich weiterer Untersuchungen in 
den Beständen des ehemaligen SAAS. Entsprechenden Fragestellungen könnte 
auch die ZERV im Rahmen der eingeleiteten Ermittlungsverfahren zu Rudolf 
Bahro, Gerulf Pannach und Jürgen Fuchs zielgerichtet unter Einbeziehung 
der ehemaligen verantwortlichen Mitarbeiter beim SAAS, dem IfK und dem MfS 
nachgehen.

2. Allein schon die Tatsache, daß Menschen nichtsahnend mit radioaktiven Sub­
stanzen in Berührung gebracht und damit gesundheitsgefährdenden Situationen
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ausgesetzt wurden und dies teilweise -  wie im Falle der radioaktiv markierten 
und außer Kontrolle geratenen 5 DM-Scheine -  auf einen unabgrenzbaren Kreis 
weiterer unbeteiligter Personen bis hin zu Kleinkindern und schwangeren Frauen 
Auswirkungen gehabt haben konnte, belegt, welche Menschenverachtung bei den 
unmittelbaren Tätern, dem Apparat und dem System, das solche Freibriefe er­
teilte, bestand. Das darf und kann nicht folgenlos bleiben. Personen, die einen 
solchen Mißbrauch betrieben oder ihm Vorschub leisteten, dürften heute zumin­
dest für eine Tätigkeit im staatlich organisierten Strahlenschutz ungeeignet sein.

3. Markierungen als spezifische Mittel und Methoden des MfS waren bisher kein 
zielgerichteter Bestandteil der Forschungen über die Arbeits- und Wirkungsweise 
des MfS. Die nunmehr vorliegenden Erkenntnisse geben Anlaß, dies zu korrigie­
ren. Das gilt sowohl für Markierungen im allgemeinen als auch im besonderen 
als Mittel und Methode des MfS zur »Aufklärung« und Bekämpfung von Oppo-
sition und Widerstand. Letzteres verlangt die zielgerichtete Suche nach solchen 
Vorgängen sowohl in den Aktenbeständen der Bezirksverwaltungen, insbesonde­
re der Kreis- bzw. Objektdienststellen, als auch solcher zentraler Diensteinheiten 
wie der Hauptabteilungen XX, II und der HV A. Die mit diesem Bericht aufgelö- 
sten Deckbezeichnungen sollten für Betroffene Anlaß sein, ihre Akten noch ein­
mal unter dem Gesichtspunkt möglicher Markierungen durch das MfS zu sichten 
und im Falle von Hinweisen der Bundesbeauftragten im Interesse weiterführen­
der Recherchen darüber Kenntnis zu geben.

4. Vor dem Hintergrund möglicher, wenngleich nicht vorsätzlicher gesundheitlicher
Schädigungen von Häftlingen durch Röntgenuntersuchungen und ähnlichem 
sollte der Vorschlag von Fachwissenschaftlern aufgegriffen werden, mittels epi­
demiologischer Untersuchungen nach Spuren der Strahlenbelastung bei politi­
schen Häftlingen zu suchen. Das könnte durch Vergleichsanalysen zwischen 
Untersuchungshäftlingen des MfS und Nichtinhaftierten sowohl anhand spezifi­
scher Todesfälle als auch spezifischer Erkrankungen bzw. Krankheitssymptome 
unter den heute noch Lebenden erfolgen.
Da derartige Vergleichsstudien generell geeignet erscheinen, das bisherige Di­
lemma bei der Anerkennung von DDR-Haftschäden überwindenzu helfen, bietet 
es sich an, eine solche spezifische Studie auch auf andere, weiter zu definierende 
Krankheitsbilder auszudehnen. Dadurch könnten der von der amtierenden Bun­
desregierung angestrebten zentralen Überprüfung aller bisher abgelehnten verfol­
gungsbedingten Gesundheitsschäden infolge von DDR-Haft wesentliche Ent­
scheidungshilfen gegeben werden. So ließen sich Wege ebnen, einerseits den Op­
fern des SED-Regimes die bisherige, teils mit unwürdigen Umständen verbunde­
ne Beweislast abzunehmen und andererseits den Staat durch Entbürokratisierung 
in den verschiedensten Bereichen (u. a. Rechercheaufwand bei der BStU, Gut-
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achtertätigkeit sowie Verwaltungs- bzw. Gerichtsverfahren) zu entlasten. Daraus 
ergäbe sich die Aufgabe des Bundes, eine solche Vergleichsstudie zu fördern, 
zumal die Ergebnisse nicht nur das Verfahren bei der Anerkennung von Haft­
schäden vereinfachen, sondern auch weitergehende verwertbare Erkenntnisse 
ermöglichen würden, die von medizinischer und juristischer Bedeutung wären.159

5. Hinsichtlich der von der ZERV in Berlin bearbeiteten Fälle Bahro, Pannach und 
Fuchs erscheint eine strahlentechnische Untersuchung der Räume in der Untersu­
chungshaftanstalt des MfS Berlin-Hohenschönhausen zwingend, um über die 
Aussagen der Akten hinaus weitere Erkenntnisse bzw. Gewißheiten zu erlangen. 
Im Vergleich zur ehemaligen Untersuchungshaftanstalt des MfS in Gera sind die 
Voraussetzungen für derartige Untersuchungen in Berlin-Hohenschönhausen na­
hezu optimal. Mußte man in Gera mangels gebrannter Steine im Mauerwerk bei 
den Messungen auf ein Keramik-Waschbecken ausweichen -  ohne letztlich Ge­
wißheit über den Zeitpunkt seines Einbaues zu haben - ,  so sind in der Untersu­
chungshaftanstalt des MfS in Hohenschönhausen sowohl das Mauerwerk als auch 
ausreichend Keramikteile zweifelsfrei geeignet, mögliche strahleninduzierte 
Strukturveränderungen zielgerichtet nachzuweisen, zumal auch die Zellen be­
kannt sind, in denen Jürgen Fuchs, Gerulf Pannach und Rudolf Bahro unterge­
bracht waren. Es erscheint darüber hinaus auch sinnvoll, die im Haftkrankenhaus 
in Hohenschönhausen noch: vorhandenen Röntgengeräte etwa hinsichtlich feh­
lender Bleiblenden -  zu überprüfen.

6. Wenn die TOXDAT-Studie des MfS-Mitarbeiters Katzung auch nicht als direkte. 
Handlungsanweisung für die operative Arbeit des MfS interpretierbar ist, so 
scheint es doch von Interesse, in welchem Umfeld und mit welcher Unterstüt­
zung/Beratung das Dokument entstand. Es gibt nach den Erkenntnissen des Gut­
achters Dr. Pflugbeil Hinweise auf die Existenz von rechnergestützten Klassifi­
kationsvarianten der Schlüsseldatei mit dem Namen DATATOX160. (Der Autor 
des hier zitierten Schreibens ist vermutlich Sachse, er schreibt von DADATOX.) 
Die vorliegenden Bruchstücke dieser Datei erwecken den Eindruck, daß es sich 
um eine ältere und kürzere Fassung der TOXDAT-Studie von Anfang 1987 han­
delt. Es wäre sinnvoll, die Datenträger (5"- oder 8"- Disketten) direkt zu analy-

159 Es ist bezeichnend, daß bei früheren Untersuchungshäftlingen Ängste vorherrschten, in die Hände 
von Ärzten zu geraten, die dem MfS angehört oder in seinem Auftrag gearbeitet haben. So wer­
den in den bereits erwähnten Arbeiten über den Untersuchungshaftvollzug aus dem Jahre 1984 
unter den »hauptsächlichsten Methoden« von Widerstandsleistungen der Untersuchungshäftlinge 
die Verweigerung der medizinischen Behandlung, zum Beispiel die Nichteinnahme der verord- 
neten Medizin, die Ablehnung von Untersuchungen sowie Forderungen nach Behandlung in öf­
fentlichen Einrichtungen genannt. Vgl. Forschungsergebnisse vom Juni 1984; BStU, ZA, JHS 
21961, BI. 198 f.

160 Brief von Generalmajor Pyka, HA IX, an Oberst Hillenmaier, OTS, vom 10.3.1987; BStU, ZA, 
OTS, Bdl. 2759.
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sieren, weil nicht sicher ist, daß der ganze Inhalt der Datenbank ausgedruckt 
worden ist. Ob es sich bei der TOXDAT-Studie und DATATOX um die harmlo­
sen Ausgaben einer nicht so harmlosen genaueren Gebrauchsanweisung von 
Giften für Mordanschläge handelt, kann aus den bisher bekannten Unterlagen 
nicht belegt, aber auch nicht ausgeschlossen werden. Nicht ohne Bedeutung ist 
die Erkenntnis, daß auch Katzung über den Einsatz des Tollwuterregers arbeitete.

7. Abschließend ist, unabhängig aller weiteren Forschungen und Erkenntnisse, der 
Empfehlung von Professor Serke, der Jürgen Fuchs in der Charite behandelte, 
zuzustimmen, daß sich alle ehemaligen Häftlinge des MfS, die im Zusammen­
hang mit der Strahlenproblematik beunruhigt sind, regelmäßig einem ganz nor­
malen Gesundheits-Check bei ihrem Hausarzt unterziehen sollten. Auf diese 
Weise könnten mögliche Krebserkrankungen rechtzeitig erkannt und erfolgver­
sprechend behandelt werden.
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ABC-Waffen atomare, biologische, chemische Waffen
Abt. M Diensteinheit, die Post- und Paketkontrolle sowie Postzoll­

fahndungen durchführte
AGL Arbeitsgruppe Leiter
AGM Arbeitsgruppe des Ministers
AGM/S Speziell ausgebildete Einsatz- und Kampfgruppe des MfS für 

Spannungsperioden und den Ernstfall (geplanter Einsatz auch 
im Hinterland des »Feindes«), benannt nach ihrem langjäh­
rigen Leiter Generalmajor Stöcker

AHB Außenhandelsbetrieb
AIM archivierter Vorgang eines Inoffiziellen Mitarbeiters
AKG Auswertungs- und Kontrollgruppe
AOP Archivierter operativer Vorgang
ASt Außenstelle
AU Auskunftsbereich (der BStU)
BCD Bewaffnung und chemischer Dienst
Bdl. Bündel
BdL Büro der Leitung
BGBl Bundesgesetzblatt
Bkf. Berufskraftfahrer
BND Bundesnachrichtendienst
BO Beobachter
BO Berufsoffizier
BRD Bundesrepublik Deutschland
BStU Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicher­

heitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik

BU Berufsunteroffizier
BV Bezirksverwaltung
CAD/CAM rechnergestützte Konstruktion und Fertigung
CIA Central Intelligence Agency -  Auslandsaufklärungsdienst der 

USA
DATATOX Rechnergestützte Textdokumentation im Auftrag des MfS zu 

Vergiftungen mit besonderer kriminalistischer Relevanz
DAW Deutsche Akademie der Wissenschaften
DB Durchführungsbestimmung

Abkürzungsverzeichnis
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DDR Deutsche Demokratische Republik
DE Diensteinheit
Dgrd. Dienstgrad
DR Dienstreise
DT Decktelefon
FDGB Freier Deutscher Gewerkschaftsbund
FQM Funktions- und Qualifikationsmerkmale
GBl. Gesetzblatt
GENEX Geschenkdienst und Kleintransportdienst GmbH (DDR)
GMS Gesellschaftlicher Mitarbeiter für Sicherheit
GÜSt Grenzübergangsstelle
GVS Geheime Verschlußsache
HA Hauptabteilung
HA II Hauptabteilung Spionageabwehr, Ausländische Vertretungen, 

akkreditierte Journalisten
HA IX Hauptabteilung Untersuchungsorgan
HA PS Hauptabteilung Personenschutz
HA VI Hauptabteilung Paßkontrolle
HA VIII Hauptabteilung Beobachtung/Ermittlung
H A  XX Hauptabteilung Staatsapparat, Parteien (außer SED), Massen­

organisationen (außer FDGB), Kunst, Kultur, Kirche, Unter­
grund

HSSA Hauptstrahlenschutzarzt
HSSB Hauptstrahlenschutzbeauftragter
H V  A Hauptverwaltung Aufklärung
HWZ Halbwertzeit
IFA Industrieverwaltung Fahrzeugbau
IFK Institut für Kernforschung (Rossendorf) -  ZfK
IHB Industrie- und Handelsbank
IM Inoffizieller Mitarbeiter
IME Inoffizieller Mitarbeiter im bzw. für einen besonderen Einsatz
IMS Inoffizieller Mitarbeiter, der mit der Sicherung eines 

gesellschaftlichen Bereichs oder Objekts beauftragt ist
ITU Institut für technische Untersuchungen (des MfS)
JAP Jahresarbeitsplan
JHS Juristische Hochschule (des MfS)
K I Arbeitsgebiet I der Kriminalpolizei. Seit 1964 gebräuchliche 

Bezeichnung des Teils der Kriminalpolizei, der mit inoffi­
ziellen Kräften arbeitete.
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KD Kreisdienststelle
KGB Komitet gossudarstwennoi besopasnosti pri Sowete Ministrow 

SSSR (russ.): Komitee für Staatssicherheit beim Ministerrat 
der UdSSR

KKW Kernkraftwerk
KW Konspirative Wohnung
L-OTS Leiter des Operativ-technischen Sektors
LStU Landesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheits­

dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik
MA Mitarbeiter
MdI Ministerium des Innern
MfNV Ministerium für Nationale Verteidigung
MfS Ministerium für Staatssicherheit
MZD Maximal zulässige Dosisäquivalente
MZD/E Maximal zulässige Dosisäquivalente/pro Einsatz
MZjA maximal zulässige Jahres-Aktivität (nach der 1. Durchfüh- 

rungsbestimmung zur Strahlenschutzverordnung)
NSW Nichtsozialistisches Wirtschaftsgebiet
OD Objektdienststelle
ODH Offizier des Hauses -  Offizier, der im Auftrag des Leiters einer 

Diensteinheit Befugnisse zur Meldung- und Berichterstattung, 
zur Einleitung von Sofortmaßnahmen oder zur Organisierung 
des Dienstbetriebes außerhalb der regulären Dienstzeit besaß

OG Operationsgebiet
OibE Offizier im besonderen Einsatz
OTS Operativ-technischer Sektor (des MfS)
ov Operativer Vorgang
PA Planaufgabe
PMA, pMA Persönlicher Mitarbeiter
PSA Persönliche Schutzausrüstung
PZF Postzollfahndung
QTA Querteilanlage
RGW Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe
SA Sonderaufgabe
SAAS Staatliches Amt für Atomsicherheit und Strahlenschutz
SAL Stellvertretender Abteilungsleiter
SED Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
SKET Schwermaschinenbaukombinat »Ernst Thälmann«, Magdeburg
SLC Sachgebietsleiter Bereich chemische Mittel
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SLE Sachgebietsleiter Bereich Einsatz
SLG Sachgebietsleiter Bereich Gerätebau
SLV Sachgebietsleiter Verträge
SR E Selbständiges Referat Einsatz
SR Selbständiges Referat
SSA Strahlenschutzarzt
sso Strahlenschutzordnung
Stasi Staatssicherheit
StrlSchV Strahlenschutzvorsorgegesetz
StVO Straßenverkehrsordnung
T Technik
TGL Technische Normen, Gütevorschriften und Lieferbedingungen 

(DDR)
TOXDAT Untersuchungen zu chemischen Substanzen mit besonderer 

kriminalistischer Relevanz, Studie im Auftrag des MfS
UHA Untersuchungshaftanstalt
VEB Volkseigener Betrieb
VOAS Durchführungsbestimmung zur Verordnung über die Gewähr­

leistung von Atomsicherheit und Strahlenschutz vom 11.  Okto- 
ber 1984 (GBl. Teil I Nr. 30)

VP Volkspolizei
VRD Verwaltung Rückwärtige Dienste
vs Verschlußsache
vvs Vertrauliche Verschlußsache
WB Westberlin
»Wolke« Deckname für radioaktive Markierungsmittel
WR Wachregiment
ZA Zentralarchiv
ZAGG Zentrale Arbeitsgruppe Geheimnisschutz
ZAIG Zentrale Auswertung- und Informationsgruppe
ZBfN Zentrales Büro für Neuererwesen
ZERV Zentrale Ermittlungsstelle Regierungs- und Vereinigungs­

kriminalität
ZfK Zentralinstitut für Kernforschung (Rossendorf)
ZKG Zentrale Koordinierungsgruppe
ZMD Zentraler Medizinischer Dienst
zos Zentraler Operativstab
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